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2236-2-3-1-K 

Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung zur beruflichen Grundbildung 
in Bayern 

Vom 12. August 1992 

Auf Grund von Art. 17 Abs. 2 des Gesetzes über 
das berufliche Schulwesen in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 29 . Juli 1986 (GVBI S.192 , 
BayRS 2236-1-1-K) erläßt das Bayerische Staats­
ministerium für Unterricht, Kultus, Wissenschaft 
und Kunst im Einvernehmen mit den Bayerischen 
Staatsministerien der Finanzen und für Wirtschaft 
und Verkehr folgende Verordnung: 

§ 1 

§ 5 der Verordnung zur beruflichen Grundbil­
dung in Bayern vom 17. Mai 1991 (GVBI S. 153, 
BayRS 2236-2-3-1-K) wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 2 wird ,,3. Betonfertigteilbauer/Beton­
fertigteilbauerin, " gestrichen. 

2. Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

,,(3) Die Vermittlung der beruflichen Grund­
bildung erfolgt 

1. in der Form des Berufsgrundbildungsjahres in 
vollzeitschulischer Form (Berufsgrundschul­
jahr) für den Ausbildungsberuf Zimmerer, 

2. in der Form des Berufsgrundbildungsjahres in 
kooperativer Form für die übrigen in den Ab­
sätzen 1 und 2 genannten Ausbildungsberufe. " . 

§ 2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. August 
1992 in Kraft. 

München, den 12. August 1992 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst 

Hans Zehetmair, Staatsminister 
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2030-2-21-1-K 

Verordnung 
über die Regellehrverpflichtung 

des künstlerischen und wissenschaftlichen Personals 
an Kunsthochschulen 

sowie an der Hochschule 
für Fernsehen und Film in München 
(Regellehrverpflichtungsverordnung 

für Kunsthochschulen - RLVK) 

Vom 17. August 1992 

Auf Grund des . Art. 5 Abs.3 des Bayerischen 
Hochschullehrergesetzes (BayRS 2030-1-2-K) er­
läßt das Bayerische Staatsministerium für Unter­
richt, Kultus, Wissenschaft und Kunst im Einver­
nehmen mit dem Bayerischen Staatsministerium 
der Finanzen folgende Verordnung: 

§ 1 

Geltungsbereich 

Diese Verordnung gilt für das künstlerische und 
wissenschaftliche Personal an den Kunsthochschu­
len und an der Hochschule für Fernsehen und Film 
in München, das im Rahmen seines Dienstverhält­
nisses zur Lehre verpflichtet ist oder verpflichtet 
werden kann. 

§ 2 

Begriff der Regellehrverpflichtung 

lDie Regellehrverpflichtung ist die im Rahmen 
des Dienstrechts festgesetzte Lehrverpflichtung 
einer Lehrperson. 2 Sie wird in Lehrveranstal tungs­
stunden nach § 3 ausgedrückt. 

§ 3 

Lehrveranstal tungsstunden 

(1) Nach Prüfungs- und Studienordnungen so­
wie Studienplänen nicht erforderliche Lehrveran­
staltungsstunden werden berücksichtigt, wenn alle 
nach diesen Vorschriften erforderlichen Lehrver­
anstaltungen eines Fachs durch hauptberuflich 
oder nebenberuflich an der Hochschule tätige 
Lehrpersonen angeboten werden. 

(2) Eine Lehrveranstaltungsstunde im wissen­
schaftlichen und theoretischen Unterricht in Form 
von Vorlesungen, Übungen und Seminaren umfaßt 
mindestens 45 Minuten Unterrichtszeit je Unter­
richtswoche der Vorlesungszeit des Semesters. 

(3) Eine Lehrveranstaltungsstunde im künstle­
rischen Einzel- und Gruppenunterricht der Hoch­
schulen für Musik umfaßt 60 Minuten Unterrichts­
zeit je Unterrichtswoche der Vorlesungszeit des 
Semesters. 

(4) Eine Lehrveranstaltungsstunde im künstle­
rischen Unterricht der Akademien der Bildenden 
Künste umfaßt 60 Minuten Unterrichtszeit je Un­
terrichtswoche der Vorlesungszeit. 

§4 

Umrechnung 

1 Lehrveranstaltungen, die nicht in Wochenstun­
den je Semester nach § 3 ausgedrückt werden, sind 
entsprechend umzurechnen; hierzu ist die Summe 
der Wochenstunden einer Lehrveranstaltung durch 
die Zahl der Unterrichtswochen der Vorlesungszeit 
des Semesters zu teilen. 2In gleicher Weise sind 
Lehrveranstaltungen umzurechnen, die sich nicht 
auf alle Unterrichtswochen der Vorlesungszeit 
eines Semesters erstrecken. 

§ 5 

Umfang der Regellehrverpflichtung 

(1) Für Professoren mit Lehrtätigkeit in künstle­
rischen (künstlerisch -praktischen/künstlerisch­
theoretischen) Fächern beträgt die Lehrverpflich­
tung 18 Lehrveranstaltungsstunden. 

(2) Für Professoren mit Lehrtätigkeit in den wis­
senschaftlichen Fächern beträgt die Lehrverpflich­
tung zwölf Lehrveranstaltungsstunden. 

(3) 1 Für Lehrkräfte für besondere Aufgaben in 
der Studienratslaufbahn beträgt die Lehrver­
pflichtung 21 Lehrveranstaltungsstunden. 2Für 
Lehrkräfte für besondere Aufgaben in der Fach­
lehrerlaufbahn beträgt die Lehrverpflichtung 
27 Lehrveranstaltungsstunden. 

(4) 1 Die ebenfalls zu den Lehr kräften für beson­
dere Aufgaben zählenden Werkstattleiter an den 
Akademien der Bildenden Künste erfüllen ihre 
Lehrverpflichtung innerhalb der regelmäßigen Ar­
beitszeit des öffentlichen Dienstes. 2Entsprechend 
dem Unterrichtsbedürfnis kann die Erfüllung der 
Lehrverpflichtung auch für die unterrichtsfreie 
Zeit eines Semesters angeordnet werden. 3Die Ver­
pflichtung der Lehrkräfte für besondere Aufgaben, 
während der regelmäßigen Arbeitszeit des öffentli­
chen Dienstes zur Dienstleistung an den Akade­
mien der Bildenden Künste anwesend zu sein, 
bleibt unberührt. 

(5) Künstlerische Assistenten haben eine Lehr­
verpflichtung von neun Lehrveranstaltungsstun­
den, wissenschaftliche Assistenten haben eine 
Lehrverpflichtung von sechs Lehrveranstaltungs-
stunden. . 
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§ 6 

Anrechnung 

(1) In wissenschaftlichen Fächern werden Vorle­
sungen, Übungen, Seminare, Kolloquien und Repe­
titorien auf die Lehrverpflichtung voll angerech­
net. 

(2) Die Lehrveranstaltungen künstlerischen In­
halts an den Akademien der Bildenden Künste, die 
im Regelfall als Unterricht in einer Klasse oder als 
sonstiger Einzel- oder Gruppenunterricht stattfin­
den, werden auf die Lehrverpflichtung voll ange­
rechnet. 

(3) Die Lehrveranstaltungen künstlerischen In­
halts an den Hochschulen für Musik, die im Regel­
fall als Einzelunterricht oder Unterricht in kleine­
ren Gruppen stattfinden, werden auf die Lehrver­
pflichtung voll angerechnet. 

(4) I Lehrveranstaltungen, an denen zwei oder 
mehr Lehrpersonen beteiligt sind, werden entspre­
chend dem Maß der jeweiligen Lehrbeteiligung an­
teilig angerechnet. 2 Soweit eine Lehrveranstaltung 
fachübergreifend durchgeführt wird, darf sie bei 
den beteiligten Lehrpersonen insgesamt höchstens 
dreifach, bei einer Lehrperson höchstens einmal 
angerechnet werden. 

(5) IDie Betreuung der Diplomarbeit oder einer 
anderen Studienabschlußarbeit wird wie folgt auf 
die Lehrverpflichtung angerechnet: 

Diplomarbeit in Diplomstudiengängen 
an den Hochschulen für Musik 0,1 LVSl) 

Diplomarbeit in künstlerischen 
Studiengängen an den Akademien der 
Bildenden Künste 0,1 LVSl) 

Staatsexamensarbeit in 
Lehramtsstudiengängen 0,05 LVSl) 

2Die Betreuung einer Diplomarbeit oder einer an­
deren Studienabschlußarbeit kann nur einmal je 
Student auf die Regellehrverpflichtung angerech­
net werden. 3Je Lehrperson können bis zu zwei 
Lehrveranstaltungsstunden je Semester angesetzt 
werden. 

§ 7 

Erfüllung der Lehrverpflichtung 

(1) 1 Die Lehrverpflichtung wird durch die 
Durchführung von Lehrveranstaltungen im jeweils 
festgelegten Umfang erfüllt. 2Die zeitlich bestimm­
ten Lehrveranstaltungen sind rechtzeitig vor Be­
ginn der Vorlesungszeit der Hochschulleitung an­
zuzeigen und hochschulöffentlich anzukündigen. 
3Kommt eine Lehrveranstaltung nicht zustande 
oder sind Anderungen der zeitlichen Festlegungen 
notwendig, ist dies von der Lehrperson unverzüg­
lich der Hochschulleitung anzuzeigen. 4Haben 
Lehrpersonen regelmäßig wiederkehrende und 
zeitlich bestimmte Lehrveranstaltungen im Um­
fang ihrer Lehrverpflichtung gemäß den Sätzen 2 
und 3 angezeigt und angekündigt, kann von der Er­
füllung ihrer Lehrverpflichtung ausgegangen wer-. 
den. 

1) Lehrveranstaltungsstunden 

(2) An den Akademien der Bildenden Künste wird 
bei Lehrpersonen von der Erfüllung der Lehrver­
pflichtung ausgegangen, wenn diese als Klassenlei- , 
ter eine Klasse mit mindestens 15 Studenten für die 
Dauer der Vorlesungszeit des Semesters betreuen. 

(3) Bei Lehrpersonen nach § 1 an den Hochschu­
len für Musik sind - soweit sie Einzelunterricht er­
teilen' - über die Erfüllung der Lehrverpflichtung 
Einzelnachweise zu erbringen. 

(4) IBei Professoren und Assistenten an der 
Hochschule für Fernsehen und Film wird die Lehr­
yerpflichtung durch die Mitwirkung bei den 
Ubungs- und Abschlußproduktionen (Stoff- und 
Projektentwicklung, Produktionsvorbereitungen, 
Produktionsbetreuung und Abschlußgestaltung) in 
den Abteilungen "Film- und Fernsehspiel" und 
"Dokumentarfilm und Fernsehpublizistik" zur 
Hälfte und in den Abteilungen "Kommunikations­
wissenschaft und Ergänzungsstudium" , "Technik" 
und "Produktion und Medienwirtschaft" zu einem 
Viertel erfüllt. 2Daneben werden die erforderlichen 
Lehrveranstaltungen in der vorlesungsfreien Zeit 
gemäß § 4 angerechnet. 31m übrigen gilt Absatz 1. 

(5) I Die Lehrtätigkeit einer Lehrperson muß den 
Umfang der Lehrverpflichtung oder ermäßigten 
Lehrverpflichtung nicht erreichen, wenn die Lehr­
person in ihrem Aufgabenbereich wegen eines 
Uberangebots an Lehrkapazität trotz Einschrän­
kung der Lehraufträge die vorgesehene Lehrver­
pflichtung nicht voll erfüllen kann; die Lehrperson 
hat die Verringerung ihrer Lehrverpflichtung der 
Hochschulleitung mitzuteilen. 2Innerhalb eines 
Faches sind Lehrveranstaltungen vorrangig von 
Professoren anzubieten. 

(6) IZur Berücksichtigung eines wechselnden 
Lehrbedarfs in einem Fach kann das zuständige 
Hochschulorgan den Umfang der Lehrtätigkeit 
einer Lehrperson so festlegen, daß bei Abweichung 
von der Lehrverpflichtung in den einzelnen Seme­
stern diese im Durchschnitt von zwei aufeinanderfol­
genden Studienjahren erfüllt wird. 2Die Lehrtätig­
keit in jedem Semester darf jedoch die Hälfte der 
jeweiligen Lehrverpflichtung nicht unterschreiten. 

(7) 1 Unter der Voraussetzung, daß das nach Prü­
fungsordnungen, Studienordnungen oder Studien­
plänen für das jeweilige Semester vorgesehene Ge­
samtlehrangebot in einem Fach erfüllt wird, kön­
nen Lehrpersonen ihre Lehrverpflichtung, wenn 
dienstliche Gründe nicht entgegenstehen, auch da­
durch erfüllen, daß sie ihre Verpflichtung im 
Durchschnitt zweier aufeinanderfolgender Stu­
dienjahre erfüllen. 2In diesen Fällen soll die Lehr­
tätigkeit der einzelnen Lehrpersonen in einem Se­
mester jedoch die Hälfte der jeweiligen Regellehr­
verpflichtung nicht unterschreiten. 3Die vorgese­
hene Art der Erfüllung der Lehrverpflichtung ist 
rechtzeitig vor Beginn ihrer Umsetzung der Hoch­
schulleitung anzuzeigen; ist entgegen Satz 2 für ein 
oder mehrere Semester eine Lehrtätigkeit von we­
niger als der Hälfte der Regellehrverpflich tung vor­
gesehen, ist die Genehmigung des Staatsministe'­
riums für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und 
Kunst einzuholen. 

(8) Unbeschadet der Regelungen in den Absät­
zen 1 und 2 sowie 4 bis 7 können von Lehrpersonen 
Einzelnachweise über die Erfüllung ihrer Lehrver­
pflichtung verlangt werden. 
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§ 8 _ 

Ermäßigung der Lehrverpflichtung 

(1) IFür die Wahrnehmung folgender Funktio­
nen innerhalb der Hochschule kann auf Antrag die 
Lehrverpflichtung ermäßigt werden: 

1. Präsident/Rektor bis zu 100 v .H . 

2. Vizepräsident/Prorektor 

a) bei einem Vizepräsidenten/ 
Prorektor bis zu 75 v.H. 

b) bei zwei Vizepräsidenten/ 
Prorektoren jeweils bis zu 50 v .H. 

3. Mitglieder von Präsidial-/ 
Rektoratskollegien bis zu 25 v.H. 

4. Lehrperso'nen, die in beson­
derem Umfang notwendige 
Aufgaben innerhalb der 
Hochschulverwaltung oder 
der Studienfachberatung 
wahrnehmen bis zu 20 v.H.; 

je Studiengang dürfen nicht 
mehr als zwei Lehrveranstal-
tungsstunden Entlastung für 
Studien bera tungstä tigkei ten 
gewährt werden. 

2Werden von einer Lehrperson mehrere der ge­
nannten Funktionen wahrgenommen, kann nur für 
eine dieser Funktionen eine Ermäßigung gewährt 
werden. 3Über die Ermäßigung entscheidet das 
Staatsministerium für Unterricht, Kultus, Wissen­
schaft und Kunst. 

(2) 1 Zur Gewinnung und Erhaltung von Hoch­
schullehrern, die im Musikleben, in der bildenden 
Kunst, im Theaterleben sowie in den Medien eine 
herausragende Position einnehmen, kann die Lehr­
verpflichtung vom Staatsministerium für Unter­
richt, Kultus, Wissenschaft und Kunst für eine be­
stimmte Zeitspanne ermäßigt werden. 2Die Ermä­
ßigung darf 50 v.H. der Lehrverpflichtung nicht 
überschreiten. 

(3) 1 Nimmt eine Lehrperson Aufgaben im öffent­
lichen Interesse außerhalb ihrer Hochschule wahr, 
die die Ausübung der Lehrtätigkeit ganz oder teil­
weise ausschließen, kann das Staatsministerium 
für Unterricht, Kultus , Wissenschaft und Kunst im 
Einvernehmen mit dem Staatsministerium der Fi­
nanzen für die Dauer der Wahrnehmung dieser 
Aufgaben die Lehrverpflichtung ermäßigen oder 
von der Lehrverpflichtung freistellen. 2Die Vor­
schriften über die Gewährung von TJrlaub bleiben 
unberührt. 

(4) 1 Die Lehrverpflichtung Schwerbehinderter 
im Sinn des Schwerbehindertengesetzes kann auf . 
Antrag von der Hochschule ermäßigt werden 

1. bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 
um mindestens 50 v.H. bis zu 12 v.H., 

2. bei einer Minderung der .Erwerbsfähigkeit 
um mindestens 70 v.H. bis zu 18 v.H., 

3. bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 
um mindestens 90 v.H. bis zu 25 v.H .. 

2Ergeben sich Bruchteile von mehr als 0,5 Lehrver­
anstaltungsstunden, werden diese aufgerundet. 

§ 9 

1 Bei Angestellten richtet sich die Lehrverpflich­
tung nach der Ausgestaltung des Dienstverhältnis­
ses. 2Nehmen Angestellte auf Grundvertraglicher 
Vereinbarung die gleichen Dienstaufgaben wahr 
wie die in § 5 genannten Beamten, haben sie die für 
diese jeweils festgelegte Regellehrverpflichtung zu 
erfüllen. 3Eine geringere Lehrverpflichtung darf 
nicht vereinbart werden. 4Für die Lehrverpflich­
tung der nebenberuflich tätigen Abteilungsleiter 
der Hochschule für Fernsehen und Film gilt Satz 1 
en tsprechend. 

§ 10 

Ausnahmen von der Regellehrverpflichtung 
kann das Staatsministerium für Unterricht, Kul­
tus, Wissenschaft und Kunst im Einvernehmen mit 
dem Staatsministerium der Finanzen genehmigen. 

§ll 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1992 in 
Kraft. 

München, den 17. August 1992 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst 

Hans Zehetmair, Staatsminister 
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7803-4-E 

Schulordnung 
für die Staatlichen Fachschulen 

für Agrarwirtschaft 

Vom 18. August 1992 

Auf Grund von Art . 4 Abs. 1 Satz 2, Art. 23 Abs. 2 
und 4, Art. 24 Abs. 2 Satz 2, Art. 28 Satz 2, Art. 29 
Abs.2 Satz 1, Art. 31 Abs.4, Art. 32 Abs. 4 Satz 2, 
Art.37 Abs.6, Art. 66, 91, 93 Abs.3 und Art. 97 
Abs. 1 des Bayerischen Gesetzes über das Erzie­
hungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) erläßt das 
Bayerische Staatsministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten folgende Verordnung: 

Inhaltsübersicht 

Abschnitt I 

Allgemeines 

§ Aufbau 

§ 2 Aufgaben 

§ 3 Schuldauer, Semesterdauer, Ferien 

Abschnitt II 

Schulleiter, Lehrkräfte, Lehrerkonferenz 

§ 4 Schulleiter, Lehrkräfte 

§ 5 Lehrerkonferenz 

Abschnitt III 

Aufnahme, Schulbetrieb 

§ 6 Aufnahme 

§ 7 Zulassungszahlen, Auswahlverfahren 

§ 8 Unterrichtszeit, Aufsicht 

§ 9 Gestaltung des Unterrichts 

§ 10 Lernmittel 

§ 11 Beteiligung am Unterricht 

§ 12 Verhinderung am Schulbesuch 

§ 13 Haftung 

§ 14 Sammlungen und Erhebungen , Datenschutz 

§ 15 Fachschulbeirat 

Abschnitt IV 

Schulgemeinschaft 

§ 16 Verhalten des Studierenden 

§ 17 Studierendenvertretung 

§ 18 Ordnungsmaßnahmen 

§ 19 Wohnheim für Studierende 

Abschnitt V 

Prüfungen 

§ 20 Arten der Prüfungen 

§ 21 Notenstufen 

§ 22 Unerlaubte Hilfe 

§ 23 Schula ufgaben, Semesterarbeit 

§ 24 Mündliche Leistungen, Stegreifaufgaben 

§ 25 Semesterzeugnis 

§ 26 Staatli che Schulschlußprüfung 

§ 27 Schlußzeugnis und Berufsbezeichnung 

Abschnitt VI 

Schlußvorschrift 

§ 28 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Abschnitt I 

Allgemeines 

§ 1 

Aufbau 

(1) Es bestehen folgende Staatliche Fachschulen 
für Agrarwirtschaft (Fachschulen): 

1. Staatliche Fachschule für Agrarwirtschaft Veits­
höchheim mit den Fachrichtungen: 

a) Gartenbau, Fachgebiete Zierpflanzenbau, 
Baumschule sowie Obstbau, 

b) Garten- und Landschaftsbau, 

c) Weinbau und Kellerwirtschaft; 

2. Staatliche Fachschule für Agrarwirtschaft 
Fürth, Fachrichtung Gartenbau, Fachgebiet Ge­
müsebau ; 

3. Staatliche Fachschule für Agrarwirtschaft 
Landshut-Schönbrunn mit den Fachrichtungen: 

a) Gartenbau, Fachgebiet Zierpflanzenbau, 

b) Garten- und Landschaftsbau; 

4. Staatliche Fachschule für Agrarwirtschaft 
Kempten, Fachrichtung Milchwirtschaft und 
Molkereiwesen. 

(2) Die staatliche Schulaufsicht übt das Staats­
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (Staatsministerium) aus, bei der staat­
lichen Fachschule Veitshöchheim auch der Präsi­
dent der Bayerischen Landesanstalt für Weinbau 
und Gartenbau (Präsident) . 
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§ 2 

Aufgaben 

(1) 1 Die Fachschulen Veitshöchheim, Fürth und 
Landshut-Schönbrunn bilden die Studierenden 
für die Tätigkeit als Betriebsleiter im Gartenbau, 
im Garten- und Landschaftsbau sowie im Weinbau 
einschließlich der Kellerwirtschaft heran. 2Die 
Fachschule Kempten bereitet die Studierenden auf 
Führungspositionen in der Milchwirtschaft vor. 
3Die Fachschule vermittelt darüber hinaus fach­
theoretische und fachpraktische Grundlagen für 
die Ausübung fachverwandter Berufe. 4ZU diesem 
Zweck soll sie die während der Ausbildungszeit 
und der beruflichen Tätigkeit erworbenen pflan­
zenbaulichen, ökologischen, naturwissenschaftli­
chen, technischen und technologischen Kenntnisse 
und Fertigkeiten vertiefen und erweitern, Kennt­
nisse der Betriebs- und Marktwirtschaft und der 
Unternehmens- und Mitarbeiterführung vermit­
teln und das Verständnis für die agrarpolitischen' 

. und gesellschaftspolitischen Zusammenhänge 
wecken. 

(2) Zur Ergänzung des fachtheoretischen Unter­
richts werden einfache Versuche in Versuchsanla­
gen und Beispielsbetrieben durchgeführt. 

(3) Im Rahmen des gemeinsamen Bildungs­
und Erziehungsauftrags aller Schulen (Art. 1 
BayEUG) hat die Fachschule zudem die Erziehung 
der Studierenden zu mündigen und verantwor­
tungsbewußten Bürgern in Staat und Gesellschaft 
sowie die Bereitschaft zu partnerschaftlichem Han­
deln zu fördern (Art. 2 BayEUG). 

§ 3 

Schuldauer, Semesterdauer, Ferien 

(1) An der Fachschule Veitshöchheim umfaßt der 
Unterricht 

1. in der Fachrichtung Gartenbau mit den Fachge­
bieten Zierpflanzenbau oder Baumschule sowie 
in der Fachrichtung Garten- und Landschafts­
bau zwei fachtheoretische Semester mit je 
20 Unterrichtswochen in Vollzeitform, 

2. in der Fachrichtung Weinbau und Kellerwirt­
schaft sowie in der Fachrichtung Gartenbau, 
Fachgebiet Obstbau, zwei fachtheoretische Se­
mester mit je 20 Unterrichtswochen in Vollzeit­
form und ein fachpraktisches Semester ; fach­
theoretische Semester sind das erste und das 
dritte Semester (Wintersemester) . 

(2) An der Fachschule Fürth wird der Unterricht 
nach Absatz 1 Nr. 2 erteilt. 

(3) An der Fachschule Landshut-Schönbrunn 
wird der Unterricht nach Festlegung durch die 
Schulaufsichtsbehörde (§ 1 Abs.2) nach Absatz 1 
Nr. 1 oder Nr. 2 erteilt. 

(4) An der Fachschule Kempten umfaßt der Un­
terricht zwei Semester mit je 20 Unterrichtswochen 
in Vollzeitform. 

(5) Beginn und Ende des Semesters sowie Ferien­
zeiten legt das Staatsministerium fest. 

Abschnitt II 

Schulleiter, Lehrkräfte, Lehrerkonferenz 

§4 

Schulleiter, Lehrkräfte 

(1) Der Leiter der Fachschule (Schulleiter) wird 
vom Staatsministerium bestellt; er muß zugleich 
hauptamtliche Lehrkraft sein. 

(2) 1 Der Unterricht wird von hauptamtlichen, 
nebenamtlichen und nebenberuflichen Lehrkräf­
ten erteilt. 2Hauptamtliche Lehrkräfte sind in der 
Regel Beamte und Beamtinnen des höheren land­
wirtschaftlichen Dienstes einschließlich des höhe­
ren landwirtschaftlichen Lehramts. 3Nebenamt­
liche und nebenberufliche Lehrkräfte werden vom 
Schulleiter mit Genehmigung des Staatsministe­
riums berufen. 

(3) Der Schulleiter, bei der Fachschule Veits­
höchheim im Einvernehmen mit dem Präsidenten, 
bestimmt einen Beratungslehrer (Art. 55 Abs. 1 
BayEUG). 

(4) Der Schulleiter bestimmt für jedes Semester 
eine hauptamtliche Lehrkraft alsSemesterleiter. 

(5) lDer Schulleiter übt das Hausrecht in der 
Schulanlage aus. 2Er erläßt eine Hausordnung. 

§ 5 

Lehrerkonferenz 
(Art, 37 BayEUG) 

(1) Die Lehrerkonferenz entscheidet über die für 
die Erziehungs- und Unterrichtsarbeit erforderli­
chen Maßnahmen von grundsätzlicher Bedeutung, 
soweit nicht eine andere Zuständigkeit besteht. 

(2) 1 Die Lehrerkonferenz findet - mit Ausnahme 
des fachpraktischeil Semesters - mindestens ein­
mal in jedem Semester statt ; ihre Sitzungen sind 
nichtöffentlich. 2Nebenamtliche und nebenberuf­
liche Lehrkräfte sowie unterweisende Fachkräfte 
sind zur Teilnahme verpflich tet, wenn dies der Vor­
sitzende (Schulleiter) für erforderlich hält . 

(3) Den Semestersprechern ist Gelegenheit zu 
geben, an der Lehrerkonferenz teilzunehmen, 
we.nn und soweit Angelegenheiten beraten werden, 
welche die Studierenden allgemein betreffen; die 
Entscheidung hierüb~r trifft der Vorsitzende. 

(4) lSoweit die Lehrerkonferenz mit bindender 
Wirkung entscheidet, sind jene Lehrer stimmbe­
rechtigt, die Unterricht in Pflichtfächern erteilen. 
2Bei der Beschlußfassung entscheidet die Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen. 3Bei Stimmengleich­
heit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 4Die 
Lehrerkonferenz ist beschlußfähig, wenn mehr a!s 
die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder anwe­
send ist. 5§ 18 Abs. 1 bleibt unberührt. 

(5) lÜber Beratungen und Abstimmungen, die 
Angelegenheiten von Studierenden, Personal oder 
dritten Personen betreffen, ist Verschwiegenheit zu 
bewahren. 2Die Lehrerkonferenz kann auch die 
vertrauliche Behandlung anderer Beratungsgegen­
stände beschließen. 
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(6) 1 Über den Ablauf jeder Lehrerkonferenz ist 
eine Niederschrift anzufertigen. 2Die Niederschrift 
muß enthalten: 

1. den Tag der Sitzung, 

2. die Teilnehmer, 

3. die Tagesordnung, 

4. die Ergebnisse, bei Abstimmungen auch das 
Stimmverhältnis. 

3J eder . Konferenzteilnehmer kann eine abwei­
chende Meinung zu Protokoll geben. 

Abschnitt III 
Aufnahme, Schulbetrieb 

§ 6 

Aufnahme 

(1) 1 Die Aufnahme in die Fachschule setzt eine 
entsprechende schulische Vorbildung voraus . 
2Diese ist durch das Abschlußzeugnis einer Berufs­
schule oder eines gleichwertigen Bildungsganges 
nachzuweisen. 

(2) Ferner sind die erfolgreich e Abschlußprü­
fung in einem der gewählten Fachrichtung ein­
schlägigen oder verwandten Ausbildungsberuf und 
bei einem zweisemestrigen Studiengang zusätzlich 
eine weitere einschlägige Berufstätigkeit von zwei 
Jahren erforderlich. 

(3) Mit dem Aufnahmeantrag sind vorzulegen: 

1. ein Lebenslauf und zwei Paßbilder neuesten Da­
tums, 

2. ein Führungszeugnis, dessen Ausstellung nicht 
länger als sechs Monate zurückliegen darf, 

3. die Nachweise (Zeugnisse) gemäß den Absätzen 1 
und2, 

4. bei Studierenden, die im Wohnheim unterge­
bracht werden, eine ärztliche Bescheinigung 
neuesten Datums über die Unbedenklichkeit der 
Aufnahme in ein Wohnheim für Studierende, 

5. von den Studierenden der Fachschule Kempten 
statt dessen ein ärztliches Zeugnis neuesten Da­
tums nach § 18 Bundes-Seuchengesetz, 

6. bei Ausländern aus dem nichtdeutschen Sprach­
raum ein Nachweis über ausreichende Kennt­
nisse der deutschen Sprache. 

(4) lÜber die Aufnahme entscheidet der Schul­
leiter durch schriftlichen Bescheid; ablehnende 
Entscheidungen sind zu begründen. 2In Ausnahme­
fällen kann der Schulleiter im Rahmen noch ver­
fügbarer Studienplätze von einzelnen Aufnahme­
voraussetzungen befreien. 3Bei Würdigung des 
Führungszeugnisses ist Art .. 23 Abs.2 Satz 2 
BayEUG zu beachten. 

(5) 1 Dem Bescheid über die Zulassung ist die 
Schulordnung beizufügen. 2Sofern ein Auswahl­
verfahren durchgeführt wird (§ 7 Abs . 3), bestimmt 
die Fachschule im Zulassungsbescheid einen Ter­
min, bis zu dem der Bewerber zu erklären hat, ob er 
den Studienplatz annimmt. 3Geht. die Erklärung 
bis zu diesem Termin bei der Schule nicht ein, wird 
der Zulassungsbescheid unwirksam. 

§ 7 

Zulassungszahlen, Auswahlverfahren 

(1) Die Höchstzulassungszahl für jedes Seme­
ster beträgt 24 Studierende. 

(2) lAufnahmeanträge müssen mit den nach § 6 
Abs.3 erforderlichen Unterlagen bis · spätestens 
1. April bei der Fachschule eingehen. 2Nach Ablauf 
der Anmeldefrist oder bis zu diesem Termin mit un­
vollständigen Unterlagen eingehende Aufnahme­
anträge können nur berücksichtigt werden, soweit 
die ordnungsgemäßen Anmeldungen die Höchstzu­
lassungszahlen nicht erschöpfen. 

(3) 1 Übersteigt die Zahl der ordnungsgemäß an­
gemeldeten Bewerber die Höchstzulassungszahl, 
findet ein Auswahlverfahren statt. 2Die Auswahl 
erfolgt in der Reihenfolge der über die Aufnahme­
bedingungen (§ 6 Abs . 2) hinaus nachgewiesen ein­
schlägigen Praxismonate. 3 Abgeleisteter Wehr­
und Zivildienst werden dabei zur Hälfte angerech­
net . 

(4) lVon der Höchstzulassungszahl sind 10v.H . 
für Fälle außergewöhnlicher, insbesondere sozialer 
oder familiärer Härte vorweg abzuziehen. 2Diese 
Ausbildungsplätze werden auf Antrag an Bewerber 
vergeben, die nicht nach Absatz 3 ausgewählt wor­
den sind und für die die Nichtzulassung bei Anle­
gung eines strengen Maßstabs mit unzumutbaren 
Nachteilen verbunden wäre. 3Nicht nach Satz 2 be­
setzte Ausbildungsplätze werden nach Absatz 3 
vergeben. 

(5) Die für die Eröffnung eines ersten Semesters 
erforderliche Mindestzahl an Studierenden setzt 
das Staatsministerium fest. 

§ 8 

Unterricht, Aufsicht 

(1) Der Unterricht wird von Montag bis Freitag 
ganztägig erteilt. 

(2) 1 Eine Unterrichtsstunde dauert 45 Minuten. 
2Nach einer Unterrichtsstunde ist eine Pause von 
mindestens 5 Minuten, nach zwei Unterrichtsstun­
den eine Pause von 15 Minuten einzulegen. 3Die 
Mittagspause beträgt mindestens eine Stunde. 

(3) 1 Die Aufsichtspflicht der Fachschule er­
streckt sich auf die Zeit , in der die Studierenden am 
Unterricht oder an sonstigen Schulveranstaltun­
gen teilnehmen, einschließlich einer angemessenen 
Zeit vor Beginn und nach Beendigung des Unter­
richts oder der Schulveranstaltung. 2Der Schullei­
ter regelt die Aufsicht während des Schulbetriebs . 

§ 9 

Gestaltung des Unterrichts 

(1) Für die Unterrichtsgestaltllng gelten die 
Stundentafeln nach Anlagen 1 bis 8. 

(2) 11m Lehrplan festgelegte Seminare sowie 
sonstige verbindliche Schulveranstaltungen sind 
Bestandteil des Unterrichts. 2Die durch die Teil­
nahme an verbindlichen Schufveranstaltungen 
entsteh enden Auslagen müssen für alle zumutbar 
sein. 
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(3) Der Schulleiter sorgt dafür, daß die Unter­
richtsplanungen für die einzelnen Unterrichts­
fächer durch die Lehrkräfte rechtzeitig aufgestellt 
und aufeinander abgestimmt werden. 

(4) 1 Das fachpraktische Semester (§ 3 Abs.l 
Nr. 2, Abs. 2 und 3) umfaßt einen schulischen und 
einen fachpraktischen Teil. 2Der schulische Teil be­
steht aus 15 Schultagen und einer Semesterarbeit 
(schriftliche Hausarbeit). 3Der fachpraktische Teil 
findet unter Betreuung der Fachschule in einem 
fachlich einschlägigen Betrieb sowie in entspre­
chenden überbetrieblichen Einrichtungen und Be­
triebsstätten statt. 

§ 10 

Lernmittel 
(Art. 30 Abs. 1 BayEUG) 

(1) 11m Unterricht sind Lernmittel zu verwen­
den, die vom Staatsministerium zugelassen sind. 
2Über die Auswahl unter den zugelassenen Lern­
mitteln entscheidet die Lehrerkonferenz auf Vor­
schlag des Schulleiters. 

(2) Für die Lernmittelfreiheit gelten die vom 
Staatsministerium im Rahmen von Art. 19 Abs.l 
des Gesetzes zur Förderung der bayerischen Land­
wirtschaft erlassenen Bestimmungen. 

§11 

Beteiligung am Unterricht 

(1) IDie Studierenden haben pünktlich und re­
gelmäßig am Unterricht und an allen sonstigen Ver­
anstaltungen der Fachschule, deren Besuch nicht 
ausdrücklich als freiwillig erklärt wird, teilzuneh-

. men. 2Die Teilnahme an Veranstaltungen der Stu­
dierendenvertretung ist freiwillig. 3Ihre Durchfüh­
rung bedarf der Genehmigung des Schulleiters; sie 
sind Schulveranstaltungen, wenn sie vom Schullei­
ter als solche anerkannt werden. 

(2) 1 Befreiung von einzelnen Unterrichtsstun­
den bis zur Dauer eines Schultags kann auf schrift­
lichen Antrag der Semesterleiter erteilen. 2Eine 
längere Unterrichtsbefreiung kann nur der Schul­
leiter gewähren. 31m fachpraktischen Semester ist 
eine Unterrichtsbefreiung nicht möglich. 

(3) Der durch Abwesenheit versäumte Lehrstoff 
ist vom Studierenden nachzuarbeiten. 

§ 12 

Verhinderung am Schulbesuch 

1 Ist ein Studierender wegen Erkrankung oder 
aus einem anderen zwingenden Grund am Schul­
besuch verhindert, so hat er dies unverzüglich mit­
zuteilen. 2Bei einer länger als drei Tage dauernden 
Erkrankung ist ein ärztliches Zeugnis vorzulegen. 
3Ein schulärztliches Zeugnis des Vertrauensarztes 
kann die Fachschule unabhängig von der Dauer der 
Abwesenheit verlangen, wenn sich krankheits­
bedingte Schulversäumnisse auffällig häufen oder 
an der Erkrankung berechtigte Zweifel bestehen. 

§ 13 
Haftung 

(1) In Schadensfällen haftet der Freistaat Bay­
ern als Schulträger im Rahmen der gesetzlichen Be­
stimmungen. 

(2) 1 Für Schäden, die ein Studierender schuld­
haft verursacht, ist dieser dem Schulträger gegen­
über nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmun­
gen verantwortlich. 2Die Haftung bezieht sich auch 
auf das dem Studierenden anvertraute Schuleigen­
tum. 3Die Fachschule schließt für die Studierenden 
eine angemessene Haftpflichtversicherung ab; die 
Studierenden sind verpflichtet, die Beiträge für die 
Haftpflichtversicherung rechtzeitig an die Fach­
schule zu entrichten. 

§ 14 

Sammlungen und Erhebungen, 
Datenschutz 

(1) IDie Durchführung von Sammlungen in der 
Fachschule für außerschulische Zwecke und die 
Aufforderung an die Studierenden in der Schule, 
sich an Sammlungen in der Öffentlichkeit zu betei­
ligen, sind unzulässig. 2Ausnahmen bedürfen der 
Genehmigung des Staatsministeriums. 3 Unter­
richtszeit darf jedoch für eine Sammlungstätigkeit 
nicht verwendet werden. 

(2) Erhebungen einschließlich Umfragen und 
wissenschaftlicher Untersuchungen sind in der 
Fachschule nur mit Zustimmung des Staatsmini­
steriums zulässig. 

(3) Für die kommerzielle und politische Wer­
bung gilt Art. 61 BayEUG. 

(4) Für die Erhebung und Verarbeitung von Da­
ten gilt Art. 62 BayEUG. 

§ 15 

Fachschulbeirat 

(1) 1 Bei der Fachschule ist ein Fachschulbeirat 
für die Dauer von vier Jahren zu bilden. 2Diesem 
gehören an : 

1. zwei Vertreter des Schulaufwandsträgers , davon 
einer als Vorsitzender, 

2. der Schulleiter als Vertreter des Vorsitzenden, 

3. ein Vertreter des Staatsministeriums, bei der 
Fachschule Veitshöchheim der Präsident der 
Bayerischen Landesanstalt für Weinbau und 
Gartenbau, 

4. der stellvertretende Schulleiter, 

5. je ein Vertreter der einschlägigen Berufsorgani-
sationen, 

6. ein Vertreter des Absolventenverbands. 

3Das Staatsministerium beruft die Mitglieder nach 
Satz 2 Nrn.5 und 6 und deren Vertreter auf Vor­
schlag des Schulleiters. 

(2) IDer Fachschulbeirat wirkt bei grundsätzli­
chen und wichtigen Fragen des Schulbetriebs bera­
tend mit. 2Er faßt seine Beschlüsse mit einfacher 
Mehrheit. 3Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des Vorsitzenden. 
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(3) 1 Der Fachschulbeirat ist jährlich mindestens 
einmal durch den Vorsitzenden einzuberufen. 2Er 
muß einberufen werden, wenn ein Drittel der Mit­
glieder dies unter Angabe des Beratungsgegenstan­
des schriftlich beantragt. 

(4) lDie Tätigkeit im Fachschulbeirat ist ehren­
amtlich. 2Die Leistung von Aufwandsentschädi­
gungen für die Mitglieder nach Absatz 1 Satz 2 
Nrn.5 und 6 regelt das Staatsministerium nach 
Maßgabe der Haushaltsmittel. 

Abschnitt IV 
Schulgemeinschaft 

§ 16 

Verhalten des Studierenden 
(Art. 35 BayEUG) 

(1) lJeder Studierende hat sich so zu verhalten, 
daß der Zweck des Unterrichts erfüllt und das Bil­
dungs ziel erreicht werden kann. 2In diesem Rah­
men hat er den Anordnungen des Schulleiters, der 
Lehrkräfte und derjenigen Personen zu folgen , 
denen bestimmte Aufgaben in der Fachschule über­
tragen sind. 

(2) 1 Die Studierenden haben ihre schulischen 
Verpflichtungen unter Beachtung der Schul- und 
Hausordnung zu erfüllen. 2Ihr Verhalten unterliegt 
der Würdigung durch die Fachschule, das außer­
schulische Verhalten nur, soweit es unmittelbar in 
die Fachschule zurückwirkt. 

(3) lJeder Studierende hat das Recht , den Schul­
leiter oder eine Lehrkraft um Rat und Auskunft zu 
bitten; er soll sich zunächst an die Lehrkraft wen­
den. 2Dabei kann er, insbesondere wenn er sich 
durch eine Lehrkraft ungerecht behandelt fühlt, 
die Vermittlung durch den Semestersprecher in An­
spruch nehmen. 

§ 17 
Studieren den vertretung 

(1) lDie Studierenden jedes Semesters wählen 
zu Semesterbeginn einen Semestersprecher und 
einen Stellvertreter. 2Die Wahl erfolgt schriftlich 
und geheim. 3Erhält kein Bewerber die Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen, so findet eine Stich­
wahl unter den beiden Bewerbern statt, welche die 
höchste Zahl gültiger Stimmen erhalten haben. 
4Die Studierenden können mit Mehrheit der 
Stimmberechtigten während des Semesters einen 
anderen Semestersprecher oder Stellvertreter 
wählen. 

(2) 1 Der Semestersprecher vertritt die Studie­
renden seines Semesters in Schulangelegenheiten 
(Art. 40 Abs. 1 BayEUG). 2Die Rechte des einzelnen 
Studierenden, insbesondere nach § 16 Abs. 3, blei­
ben unberührt. 

(3) 1 Die Semestersprecher und ihre Stellvertre­
ter bilden die Studierendenvertretung der Schule. 
2Sie wählen aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden und 
einen Stellvertreter. 3Für die Wahl gilt Absatz 1 ent­
sprechend. 4 Die Studierendenvertretung nimmt 
solche Aufgaben wahr, die über den Bereich eines 
Semesters hinausgehen. 

(4) Der Schulleiter unterrichtet die Studieren­
denvertretung über deren Aufgaben und laufend 
über Angelegenheiten, die für die Fachschule von 
allgemeiner Bedeutung sind, wie Beschlüsse einer 
Lehrerkonferenz oder Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften, soweit sie Angelegenheiten der Stu­
dierenden betreffen. 

§ 18 

Ordnungsmaßnahmen 

(1) lZur Sicherung des Bildungs- und Erzie­
hungsauftrags sowie zum Schutz von Personen und 
Sachen können nach dem Grundsatz der Verhält­
nismäßigkeit gegenüber Studierenden folgende 
Ordnungsmaßnahmen getroffen werden: 

1. der schriftliche Verweis durch den Semester­
leiter, 

2. der verschärfte Verweis durch den Schulleiter, 

3. die Androhung der Entlassung durch die Lehrer-
konferenz, 

4. die Entlassung durch die Lehrerkonferenz. 

2Für Entscheidungen nach Satz 1 Nrn. 3 und 4 sind 
alle Mitglieder der Lehrerkonferenz stimmberech­
tigt. 3Die Entlassung kann die Lehrerkonferenz 
nur mit mindestens zwei Drittel der Stimmen ihrer 
anwesenden stimmberechtigten Mitglieder be­
schließen; die Lehrerkonferenz ist beschlußfähig, 
wenn mindestens zwei Drittel ihrer stimmberech­
tigten Mitglieder anwesend sind. 

(2) Bevor eine Ordnungsmaßnahme verfügt 
wird, ist dem Betroffenen Gelegenheit zu geben, 
sich zur Sache zu äußern. 

(3) 1 Bei Entlassung kann die Wiederaufnahme in 
die Fachschule frühestens zu Beginn des nächsten 
gleichen Semesters erfolgen. 2Studierende, die be­
reits zweimal entlassen wurden, können nur mit Ge­
nehmigung des Staatsministeriums zur Vermeidung 
besonderer Härten wieder aufgenommen werden. 

(4) Art. 63 Abs. 3, 6 und 7 BayEUG finden An­
wendung. 

§ 19 

Wohnheim für Studierende 

(1) 1 Der Fachschule kann ein Wohnheim für Stu­
dierende angeschlossen sein. 2Studierende, die 
außerhalb des Wohnheims wohnen, haben die An­
schrift ihrer Wohnung mitzuteilen. 

(2) 1 Den Wohnheimbetrieb regelt eine Heimord­
nung, die der Schulleiter erläßt, bei der Fachschule 
Veitshöchheim mit Genehmigung des Präsidenten. 
2Der Schulleiter übt das Hausrecht aus. . 

Abschnitt V 
Prüfungen 

§ 20 

Arten der Prüfungen 

Der Feststellung des Leistungsstandes dienen 

1. die Leistungsnachweise während der Semester, 

2. die staatliche Schulschlußprüfung. 
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§ 21 . § 23 

Notenstufen 

(1) IFür die Bewertung der Leistungen sind fol­
gende Noten zu verwenden: 

sehr gut (1) = eine Leistung, die den Anfor-

gut (2) 

derungen in besonderem Maße 
entspricht, 

eine Leistung, die den Anfor­
derungen voll entspricht, 

befriedigend (3) eine Leistung, die den Anfor­
derungen im allgemeinen ent-
spricht, 

ausreichend (4) = eine Leistung, die zwar Män­
gel aufweist, aber im ganzen 
den Anforderungen noch ent­
spricht, 

mangelhaft (5) 

ungenügend (6) 

eine Leistung, die den Anfor­
derungen nicht entspricht, aber 
erkennen läßt, daß die notwen­
digen Gtundkenntnisse vor­
handen sind und · die Mängel 
in absehbarer Zeit behoben 
werden können, 

eine Leistung, die den Anfor­
derungen nicht entspricht und 
erkennen läßt, daß selbst die 
Grundkenntnisse so lücken­
haft sind, daß die Mängel in 
absehbarer Zeit nicht behoben 
werden können. 

2Zwischennoten sind nicht zulässig. 3Der Begriff 
"Anforderungen" bezieht sich auf den Umfang so­
wie auf die selbständige und richtige Anwendung 
des Wissens und auf die Art der Darstellung. 4Für 
die Bewertung der Semesterarbeit (§ 9 Abs. 4 Satz 2) 
kann das Staatsministerium ein Punktesystem vor­
schreiben. 

(2) 1 Für die Berechnung der Noten aus mehreren 
Einzelleistungen oder Einzelnoten wird, sofern im 

Jolgenden nichts anderes bestimmt ist, das arith­
metische Mittel gebildet. 2Als Note ergibt sich bei 
einem arithmetischen Mittel von 

1,00 -1,50 = Note 1, 

1,51- 2,50 = Note 2, 

2,51- 3,50 = Note 3, 

3,51-4,50 = Note 4, 

4,51- 5,50 = Note 5, 

5,51- 6,00 = Note 6. 

§ 22 

Unerlaubte Hilfe 

(1) 1 Bedient sich ein Studierender bei einer Prü­
fung unerlaubter Hilfe oder macht er den Versuch 
dazu, erhält er für diese Prüfungsleistung die Note 
"ungenügend". 2Als Versuch gilt auch die Bereit­
haltung nicht zugelassener Hilfsmittel. 3Ebenso 
kann verfahren werden, wenn zu fremdem Vorteil 
gehandelt wird. 

(2) lAbsatz 1 gilt auch dann, wenn der Verstoß 
erst nachträglich bekannt und nachgewiesen wird. 
2Die Prüfungsergebnisse sind zu berichtigen. 

Schulaufgaben, Semesterarbeit 

(1) 1 Während der Semester werden in allen 
Pflichtfächern und Wahlfächern schriftliche Schul­
aufgaben durchgeführt. 2Diese bestehen in jedem 
fachtheoretischen Semester bei Pflichtfächern mit 
einer oder zwei Wochenstunden aus mindestens 
einer Schulaufgabe, bei allen übrigen Pflichtfächern 
aus mindestens zwei Schulaufgaben. 3In Fächern 
mit praktischem Unterricht kann zusätzlich eine 
praktische Schulaufgabe durchgeführt werden. 

(2) Im Pflichtfach "Rede- und Diskussionstech­
nik" soll an die Stelle der Schulaufgabe ein Vortrag 
von mindestens 10 Minuten Dauer treten. 

(3) llnhalt und Dauer der Schulaufgabe sowie 
die zugelassenen Hilfsmittel bestimmt die zustän­
dige Lehrkraft. 2Die Termine für Schulaufgaben 
müssen mindestens eine Woche vorher angekündigt 
werden. 3 An einem Tag soll nicht mehr als eine 
Schulaufgabe angesetzt werden. 

(4) IDie Schulaufgaben sind von der Lehrkraft 
zu bewerten und mit den Studierenden zu bespre­
chen. 2Die Schulaufgaben müssen drei Jahre aufbe­
wahrt werden. 

(5) Hat sich ein Studierender einer Überprüfung 
seines Leistungsstandes unterzogen, so können 
nachträglich geltend gemachte gesundheitliche 
Gründe, denen zufolge die Arbeit nicht gewertet 
werden soll, nicht anerkannt werden. 

(6) 1 Versäumt ein Studierender aus Gründen, 
die er zu vertreten hat, eine Schulaufgabe, wird die 
Note "ungenügend" erteilt. 2Hat er das Versäumnis 
nicht zu vertreten, erhält er einen Nachtermin. 

(7) 1 Die Semesterarbeit im fachpraktischen Se­
mester ist spätestens drei Wochen vor Semester­
ende abzugeben. 2Der Studierende kann das Unter­
richtsfach bestimmen, in dem er die Semesterarbeit 
anfertigen will. 3Das Thema wird zu Semester­
beginn durch die Lehrkarft nach vorheriger Be­
sprechung mit dem Studierenden festgelegt. 4Die 
zuständige Lehrkraft bewertet die Semesterarbeit. 

§ 24 

Mündliche Leistungen, Stegreifaufgaben 

(1) Mündliche Leistungsnachweise werden in 
mündlicher Form oder als Stegreifaufgaben er­
bracht. 

(2) 1 In jedem fachtheoretischen Semester sind in 
den Pflichtfächern mit nur einer Wochenstunde 
mindestens ein mündlicher Leistungsnachweis, in 
allen anderen Pflichtfächern mindestens zwei 
mündliche Leistungsnachweise zu fordern. 2 Als 
mündliche Leistung können auch schriftliche Auf­
zeichnungen anläßlich praktischer Übungen ge­
wertet werden, sofern sie selbständig unter Auf­
sicht angefertigt werden. 3Die geforderten mündli­
chen Leistungen können durch eine Einzelprüfung 
von mindestens 15 Minuten Dauer erbracht wer­
den; die Lehrkraft gibt rechtzeitig vorher den Um­
fang der Prüfungsinhalte bekannt. 
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(3) 1Schriftlich e Stegreifaufgaben haben im we- · 
sentlichen nur den Lerninhalt des letzten Unter­
richts und den aufgegebenen laufenden Lerninhalt 
zum Gegenstand. 2Stegreifaufgaben werden nicht 
vorher angekündigt. 3§ 23 Abs. 4 und 5 gelten ent­
sprechend. 

(4) 11m fachpraktischen Semester ist zum Ab­
schluß jedes Schultags eine schriftliche Stegreif­
aufgabe zum Lerninhalt des Schultags durchzu­
führen . 2Diese Stegreifaufgaben sind zu benoten. 

§ 25 

Semesterzeugnis 

(1) Die Studierenden erhalten zum Abschluß des 
ersten Semesters und zum Abschluß des fachprak­
tischen Semesters Zeugnisse nach den vom Staats­
ministerium herausgegebenen Mustern. 

(2) In das Semesterzeugnis können Bemerkun­
gen nach Art. 31 Abs. 3 Satz 3 BayEUG aufgenom­
men werden. 

(3) 1 Die Zeugnisnoten werden in einer Noten­
konferenz festgestellt . 2Die Notenkonferenz ent­
scheidet auch über das Vorrucken (Art. 32 Abs.4 
BayEUG); bei Vorrücken auf Probe (Art. 32 Abs. 6 
Satz 2 und Art. 34 Abs. 1 Nr.2 BayEUG) darf die 
Probezeit vier Wochen nicht übersteigen. 3 An der 
Notenkonferenz nehmen der Schulleiter als Vorsit­
zender und die für die Pflichtfächer zuständigen 
Lehrkräfte teil. 4§ 5 Abs.4 bis 6 gelten entspre­
chend. 

(4) 1Die Zeugnisnoten in den Pflicht- und Wahl­
fächern werden aus den Noten der Schulaufgaben 
und mündlichen Leistungen während des Seme­
sters ermittelt, wobei das arithmetische Mittel der 
Noten (Zahlenwerte) aus den Schulaufgaben zwei­
fach und das arithmetische Mittel der Noten (Zah­
lenwerte) aus den mündlichen Leistungen einfach 
zählen. 2Das arithmetische Mittel für die Schulauf­
gaben und für die mündlichen Leistungen wird auf 
zwei Dezimalstellen berechnet. 3Die dritte Dezi­
malstelle bleibt unberücksichtigt. 4 Die sich hieraus 
ergebende Zeugnisnote ist als ganze Note auszu­
weisen. 

(5) 1 Das Semesterzeugnis enthält die Feststel­
lung, ob der Studierende das Semesterziel erreicht 
hat und damit in das nächste Semester vorrücken 
kann. 2Das Semesterziel ist nicht erreicht, wenn 

1. im ersten Semester in einem Pflichtfach die Note 
"ungenügend" oder in zwei Pflichtfächern die 
Note "mangelhaft" erteilt worden ist, ohne daß 
ein Notenausgleich stattfindet; Notenausgleich 
kann Studierenden gewährt werden, wenn bei 
der Note "ungenügend" in einem Pflichtfach 
oder bei der Note "mangelhaft" in zwei Pflicht­
fächern mindestens ausreichende Leistungen in 
allen übrigen Pflichtfächern erzielt und in min­
destens einem Pflichtfach die Note "sehr gut" 
oder "gut", oder in zwei Pflichtfächern die Note 
"befriedigend" erreicht wurden; bei der Note 
"ungenügend" in einem Pflichtfach, das mit dem 
beendeten Semester ausläuft, ist ein Notenaus­
gleich ausgeschlossen; dasselbe gilt , wenn beide 
Noten "mangelhaft" auf auslaufende Pflicht­
fächer entfallen; 

2. im fachpraktischen Semester der Studierende 
an mehr als einem vorgeschriebenen Schultag 
nicht teilgenommen oder die Semesterarbeit 
nicht termingerecht vorgelegt hat oder im Zeug­
nis einmal die Note "ungenügend" oder zweimal 
die Note "mangelhaft" erteilt worden ist, wobei 
Notenausgleich nicht möglich ist; die Zeugnis­
note der Schultage errechnet sich nach dem 
arithmetischen Mittel aus den Noten der, Steg­
reifaufgaben nach § 24 Abs. 4. 

(6) 1 Wurde das Semesterziel nicht erreicht, kann 
das Semester einmal wiederholt werden. 2Die ein­
malige Semesterwiederholung ist auch zur Noten­
verbesserung zulässig; der Studierende hat die 
Wahl, welches Semesterzeugnis er gelten lassen 
will. 3Art. 32 Abs. 3 und 5 Satz 1 BayEUG bleiben 
unberührt. 

§ 26 

Staatliche Schulschlußprüfung 

(1) Die staatliche Schulschlußprüfung findet 
beim zweisemestrigen Studiengang zum Ende des 
zweiten Semesters, beim dreisemestrigen Studien­
gang zum Ende des dritten Semesters statt. 

(2) 1 Dem Prüfungsausschuß für die staatliche 
Schulschlußprüfung gehören an: 
1. der Schulleiter oder sein Vertreter als Vorsitzen­

der, 
2. die Lehrkräfte, die in den Prüfungsfächern un­

terrichten, 
3. ein Praktiker, an der Fachschule Veitshöchheim 

ein Praktiker aus jeder Fachrichtung bzw. jedem 
Fachgebiet, der Meister sein soll . 

2Den Praktiker und bei Bedarf weitere Ausschuß­
mitglieder beruft das Staatsministerium, an der 
Fachschule Veitshöchheim der Präsident. 

(3) Es werden folgende Pflichtfächer geprüft: 
1. Fachschule Veitshöchheim 
1.1 Fachrichtung Gartenbau, Fachgebiete Ziet­

pflanzenbau und Baumschule 
a) Technik und Bauen, 
b) Zierpflanzen bau oder Baumschule, 
c) Betriebswirtschaft und EDV, 
d) Berufs- und Arbeitspädagogik; 

1.2 Fachrichtung Gartenbau, Fachgebiet Obstbau 
a) Technik und Bauen, 
b) Obstbau, 
c) Betriebswirtschaft und EDV, 
d) Berufs- undArbeitspädagogik ; 

1.3 Fachrichtung Garten- und Landschaftsbau 
a) Stauden- und Gehölzkunde mit Botanik, 
b) Technik des Grünflächenbaus mit Maschi­

nentechnik, 
c) Betriebswirtschaft und EDV, 
d) Berufs- und Arbeitspädagogik ; 

1.4 Fachrichtung Weinbau und Kellerwirtschaft 
a) Kellerwirtschaft mit Weinrecht und Wein-

buchführung, 
b) Weinbau, 
c) Betriebswirtschaft und EDV, 
d) Berufs- und Arbeitspädagogik; 
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2. Fachschule Fürth § 27 
a) Technik und Bauen, 
b) Gemüsebau, 
c) Betriebswirtschaft und EDV, 
d) Berufs- und Arbeitspädagogik; 

3. Fachschule Landshut-Schönbrunn 
3.1 Fachrichtung Gartenbau, Fachgebiet Zier­

pflanzenbau 
a) Technik und Bauen, 
b) Zierpflanzenbau, 
c) Betriebswirtschaft und EDV, 
d) Berufs- und Arbeitspädagogik; 

3.2 Fachrichtung Garten- und Landschaftsbau 
a) Stauden- und Gehölzkunde mit Botanik, 
b) Technik des Grünflächenbaus, 
c) Betriebswirtschaft und EDV, 
d) Berufs- und Arbeitspädagogik; 

4 . Fachschule Kempten 
a) Naturwissenschaftliche Grundlagen, EDV 

und Milcherzeugung, 
b) Molkereitechnik einschließlich Verfahrens-

technik, 
c) Milchwirtschaftliche Technologie, 
d) Rechts- und Sozialkunde, 
e) Wirtschaftslehre und Rechnungswesen, 
f) Berufs- und Arbeitspädagogik. 

(4) 1 Die staatliche Schulschlußprüfung wird 
schriftlich durchgeführt. 2Die schriftliche Prüfung 
dauert in den Prüfungsfächern 
- nach Absatz 3 Nrn. 1 bis 3 Buchstabe a jeweils 

120 Minuten, Buchstaben b bis d jeweils 180 Mi­
nuten, 

- nach Absatz 3 Nr.4 Buchstaben abis d jeweils 
60 Minuten, Buchstabe e 120 Minuten und Buch­
stabe f 180 Minuten. 

(5) 1 Das Staatsministerium stellt die Prüfungs­
aufgaben für die schriftliche Prüfung und be­
stimmt die zugelassenen Hilfsmittel; hierfür reicht 
der Schulleiter für jedes Prüfungsfach drei Vor­
schläge ein, die gegebenenfalls mit dem fachlich zu­
ständigen Meisterprüfungsausschuß abgestimmt 
sind. 2Jede Prüfungsaufgabe wird dem Schulleiter 
in einem versiegelten Umschlag zugeleitet; das Sie­
gel darf erst im Prüfungsraum vor Beginn der Ar­
beit geöffnet werden. 3Die Prüfungsarbeiten wer­
den von der zuständigen Lehrkraft als Erstprüfer 
und einem weiteren Mitglied des Prüfungsausschus­
ses bewertet. 4 Bei abweichender Beurteilung sollen 
die beiden Prüfer eine Einigung über die Benotung. 
versuchen. 5Kommt eine Einigung nicht zustande, 
entscheidet der Vorsitzende des Prüfungsausschus­
ses oder ein von ihm bestellter dritter Prüfer. 

(6) 1 Versäumt ein Prüfungsteilnehmer eine Prü­
fungsarbeit und kann er nicht nachweisen (bei 
Krankheit durch ein ärztliches Zeugnis), daß ein 
zwingender Hinderungsgrund ohne eigenes Ver­
schulden vorlag, so wird insoweit die Note "unge­
nügend" erteilt. 2Hat der Prüfungsteilnehmer nach 
der Entscheidung des Prüfungsausschusses das 
Versäumnis nicht zu vertreten, so findet in den be­
treffenden Fächern vor Beginn des nächsten Seme­
sters eine Nachholprüfung statt. 

(7) Über die Prüfungsvorgänge ist eine Nieder­
schrift zu fertigen und vom Vorsitzenden des Prü­
fungsausschusses zu unterzeichnen. 

Schlußzeugnis und Berufsbez"eichnung 

(1) Vor Beginn der staatlichen Schulschlußprü­
fung werden in der Notenkonferenz entsprechend 
§ 25 Abs. 3 die Fortgangsnoten (Zahlenwerte) fest­
gestellt. 

(2) 1 Bei Ermittlung der Zeugnisnote eines Prü­
fungsfaches der staatlichen Schulschlußprüfung 
werden die auf zwei Dezimalstellen berechnete 
Fortgangsnote (Zahlenwert) und die Note der 
schriftlichen' Prüfung zu gleichen Teilen gewertet. 
2In den übrigen Fächern ist die Fortgangsnote, die 
in den Wahlfächern als arithmetisches Mittel aus 
den Noten der Schulaufgaben ermittelt wird, zu­
gleich die Zeugnisnote. 3Die Zeugnisnoten sind als 
ganze Noten auszuweisen. 

(3) I Die Gesamtnote für das Schlußzeugnis wird 
aus dem auf zwei Dezimalstellen errechneten arith­
metischen Mittel der Noten (Zahlenwerte) in den 
Prüfungsfächern und den Noten (Zahlenwerte) in 
den sonstigen Pflichtfächern gebildet; dabei wer­
den die Noten der Prüfungsfächer je zweifach, die 
Noten in den sonstigen Pflichtfächern je einfach ge­
wertet. 2Das Ergebnis wird auf zwei Dezimalstel­
len berechnet. 3Die dritte Dezimalstelle bleibt un­
berücksichtigt. 4Die Gesamtnote kann lauten: 

sehr gut 1,00 -1,50 

gut 1,51-2,50 

befriedigend 

ausreichend 

2,51- 3,50 

3,51-4,50. 

5Im Zeugnis sind die Gesamtnote und der auf zwei 
Dezimalstellen errechnete Zahlenwert auszuwei­
sen. 

(4) lAbgesehen von einer schlechteren Gesamt­
note als ausreichend ist das Semester nicht bestan­
den, wenn im Schlußzeugnis in einem Prüfungs­
fach oder sonstigen Pflichtfach die Note "ungenü­
gend" oder in zwei Fächern die Note "mangelhaft" 
erteilt worden ist. 2Bei Note "mangelhaft" in nur 
einem Prüfungsfach und in einem sonstigen 
Pflichtfach oder in zwei sonstigen Pflichtfächern 
ist die Schulschlußprüfung gleichwohl mit Erfolg 
abgeschlossen, wenn in einem anderen Prüfungs­
fach die Note "sehr gut" oder in einem anderen Prü­
fungsfach und in einem sonstigen Pflichtfach je­
weils wenigstens die Note "gut" erzielt wurde. 

(5) 1 Studierende, die das letzte Semester bestan­
den haben, erhalten ein Schlußzeugnis nach dem 
vom Staatsministerium herausgegebenen Muster 
und eine Urkunde; sie sind berechtigt, die Berufs­
bezeichnung "Staatlich geprüfter Wirtschafter und 
Staatlich geprüfte Wirtschafterin für 

- Gartenbau, Fachgebiet Zierpflanzenbau 

- Gartenbau, Fachgebiet Gemüsebau 

- Gartenbau, Fachgebiet Baumschule 

- Gartenbau, Fachgebiet Obstbau 

- Garten- und Landschaftsbau 

- Weinbau und Kellerwirtschaft 

oder 

- Milchwirtschaft und Molkereiwesen" 
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zu führen. 2In das Schlußzeugnis ist eine allge­
meine Beurteilung nach Art.33 Abs.5 Satz 3 
BayEUG nicht aufzunehmen, wenn sie für den Stu­
dierenden nachteilige Aussagen enthalten müßte. 

(6) Ist das letzte Semester nicht bestanden, er­
hält der Studierende eine Bestätigung nach dem 
vom Staatsministerium herausgegebenen Muster 
mit den Einzelnoten und dem Vermerk über das 
Nichtbestehen . 

(7) 1 Ist das letzte Semester nicht bestanden, so 
kann es einschließlich der Schulschlußprüfung ein­
mal wiederholt werden. 2Mit Genehmigung des 
Staatsministeriums, an der Fachschule Veitshöch­
heim mit Genehmigung des Präsidenten, ist eine 
zweite Wiederholung möglich (Art. 33 Abs. 6 Satz 2 
BayEUG). 

(8) Für die Beendigung des Schulbesuchs gilt 
Art. 34 BayEUG. 

Abschnitt VI 

Schlußvorschriften 

§ 28 

Irikrafttreten, Außerkrafttreten 

1 Diese Schulordnung tritt mit Wirkung vom 
1. September 1992 in Kraft. 2Gleichzeitig tritt die ' 
Schulordnung für die Staatlichen Fachschulen für 
Gartenbau und Weinbau in Veitshöchheim, für 
Gartenbau in Fürth und in Landshut-Schönbrunn 
und für Milchwirtschaft und Molkereiwesen in 
Kempten vom 15. Juni 1983 (GVBl S.485, BayRS 
7803-4-E), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 26. April 1990 (GVBI S. 150), außer Kraft. 

München, den 18. August 1992 

Bayerisches Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

In Vertretung 

Josef Mi 11 e r, Staatssekretär 
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Stundentafel 
für die Staatliche Fachschule für Agrarwirtschaft 

Vei tshöchheim 
- Fachrichtung Gartenbau -

- Fachgebiet Zierpflanzenbau und Baumschule -

1. Semester 2. Semester 

Wochen- Wochen-
stunden stunden 

PFLICHTFÄCHER 

Personale Bildung 

Berufs- und Arbeitspädagogik 4 4 

Seminare und Übungen 2 2 

Gartenbauliche Erzeugung 

Botanik und Pflanzenschutz 4 4 

Bodenkunde und Pflanzen ernährung 2 2 

Zierpflanzenbau oder Baumschule 8 8 

Wirtschaftslehre und Technik 

Betriebswirtschaft und EDV 6 6 

Technik und Bauen 4 4 

Rechts- und Sozialkunde 3 3 

Mindestpflichtstunden 33 33 

WAHLFÄCHER 

Landespflege und Umweltschutz - 2 

EDV 2 -

Sport 1 1 

Friedhofsgartenbau 2 -

Blumen- und Pflanzenverarbeitung 1 1 
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Anlage 1 

1. + 2. 
Semester 
Wochen-
stunden 

8 

4 

8 

4 

16 

12 

8 

6 

66 

2 

2 

2 

2 

2 
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Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 18/1992 

Stundentafel 
für die Staatliche Fachschule für Agrarwirtschaft 

Veitshöchheim 
- Fachrichtung Gartenbau -

- Fachgebiet Obstbau -

1. Semester 2. Semester 3. Semester 

Wochen- Schul- Wochen-
stunden tage stunden 

PFLICHTFÄCHER 

Personale Bildung 

Berufs- und Arbeitspädagogik 4 1 4 

Seminare und Übungen 2 - 2 

Gartenbauliche .Erzeugung 

Botanik und Pflanzenschutz 4 4 4 

Bodenkunde und Pflanzen ernährung 2 - 2 

Obstbau 8 8 8 

Wirtschaftslehre und Technik 

Betriebswirtschaft und EDV 6 - 6 

Technik und Bauen 3 2 3 

Rechts- und Sozialkunde 3 - 3 

Mindestpflichtstunden 32 15 32 

WAHLFÄCHER 

Landespflege und Umweltschutz - - 2 

EDV 2 - -

Sport 1 - 1 

Obst- und Gemüseverarbeitung 1 - 1 

Anlage 2 

1. + 3. 
Semester 
Wochen-
stunden 

8 

4 
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4 

16 

12 

6 

6 
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Stundentafel 
für die Staatliche Fachschule fürAgrarwirtschaft 

Veitshöchheim 
- Fachrichtung Garten- und Landschaftsbau -

1. Semester 2. Semester ... 
Wochen- Wochen-
stunden stunden 

PFLICHTF ÄCHER 

Personale Bildung 

Berufs- und Arbeitspädagogik 4 4 

Seminare und Übungen 2 2 

Gartenbauliche Erzeugung 

Stauden- und Gehölzkunde mit Botanik 4 4 

Bodenkunde und Pflanzenernährung, 
Pflanzenschutz 3 3 

Vermessungstechnik 3 3 

Technik des Grünflächenbaus mit 
~aschinentechnik 8 8 

Wirtschaftslehre und Technik 

Betriebswirtschaft und EDV 5 5 

Rechts- und Sozialkunde 3 3 

~indestpflichtstunden 32 32 

WAHLFÄCHER 

Landespflege und Umweltschutz - 2 

EDV 2 -

Sport 1 1 
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Anlage 3 

1. + 2 . 
Semester 
Wochen-
stunden 

8 

4 

8 

6 

6 

16 

10 

6 

64 

2 

2 
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Stundentafel 
für die Staatliche Fachschule für Agrarwirtschaft 

Veitshöchheim 
- Fachrichtung Weinbau und Kellerwirtschaft -

1. Semester 2. Semester 3. Semester 

Wochen- Schul- Wochen-
stunden tage stunden 

PFLICHTFÄCHER 

Personale Bildung 

Berufs- und Arbeitspädagogik 4 1 4 

Seminare und Übungen 2 - 2 

Weinbau 

Botanik und Pflanzenkenntnisse 2 1 2 

Bodenkunde und Pflanzenernährung ' 2 1 2 

Weinbau 4 4 4 

Weinbereitung 

Weinchemie, Weinuntersuchung und 
Mikrobiologie 2 - 2 

Kellerwirtschaft mit Weinrecht und 
Weinbuchführung 4 2 4 

Wirtschaftslehre und 'Thchnik 

Betriebswirtschaft und EDV 6 4 6 

Maschinen- und Verfahrenstechnik 3 2 3 

Rechts- und Sozialkunde 3 - 3 

Mindestpflichtstunden 32 15 32 

WAHLFÄCHER 

Umweltschutz - - 2 

EDV 2 - -

Sport 1 - 1 

Getränketechnologie 1 - -

Anlage 4 

1. + 3. 
Semester 
Wochen-
stunden 

8 

4 

4 

4 

8 

4 

8 

12 

6 

6 

64 

2 

2 
- 2 

1 
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Anlage 5 

Stundentafel 
für die Staatliche Fachschule für Agrarwirtschaft Fürth 

- Fachrichtung Gartenbau -

- Fachgebiet Gemüsebau -

1. Semester 2. Semester 3. Semester 1. + 3. 
Semester 

Wochen- Schul- Wochen- Wochen-
stunden tage stunden stunden 

1. PFLICHTFÄCHER 

1.1 Personale Bildung 

1.1.1 Berufs- und Arbeitspädagogik 3 1 3 6 

1.1.2 Rede- und Diskussionstechnik 1 - 1 2 

1.2 Gartenbauliche Erzeugung 
r 

1.2.1 Bodenkunde und Pflanzenernährung 2 - 2 4 

1.2.2 Bota.nik und Pflanzenkenntnisse 2 3 2 4 

1.2 .3 Pflanzenschutz 2 1 2 4 

1.2.4 Gemüsebau 8 8 8 16 

1.3 Wirtschaftslehre und Technik 

1.3.1 Betriebswirtschaft und EDV 5 - 7 12 

1.3 .2 . Technik und Bauen 4 2 4 8 

1.3 .3 Rechts- und Sozialkunde 3 - 3 6 

1.3.4 Marktwirtschaft und Agrarpolitik 2 - - 2 

1.4 Seminar~ und Übungen 2 - 2 ' 4 

Mindestpflichtstunden 34 15 . 34 68 

2. WAHLFÄCHER 

2.1 Naturschutz und Landschaftspflege - - 2 2 

2.2 Gemüseverarbei tung 1 - 1 2 

2.3 Sport 1 - 1 2 
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Anlage 6 

Stundentafel 
für die Staatliche Fachschule für Agrarwirtschaft 

. Landshut-Schönbrunn 
- Fachrichtung Ga'rtenbau -

- Fachgebiet Zierpflanzenbau -

1. Semester 2. Semester 1. + 2. 
Semester 

Wochen- Wochen- Wochen-
stunden stunden stunden 

1. PFLICHTFÄCHER 

1.1 Personale Bildung 

1.1.1 Berufs- und Arbeitspädagogik 3 3 6 
1.1.2 Rede- und Diskussionstechnik 1 1 2 

1.2 Gartenbauliche Erzeugung 

1.2.1 Botanik und Pflanzenschutz 4 4 8 

1.2 .2 Bodenkunde und Pflanzenernährung 2 2 4 
1.2.3 Zierpflanzenbau 8 8 16 

1.3 Wirtschaftslehre und Thchnik 
1.3.1 Marktwirtschaft und Agrarpolitik - - -

1.3.2 Betriebswirtschaft und EDV 7 7 14 

1.3.3 Technik und Bauen 4 4 8 

1.3.4 Rechts- und Sozialkunde 3 3 6 

1.4 Seminare und Übungen 2 2 4 

Mindestpflichtstunden 34 34 68 

2. WAHLFÄCHER 

2.1 Landespflege und Umweltschutz - 2 2 

2.2 Friedhofsgartenbau 2 - 2 

2.3 Blumen- und Pflanzenverarbeitung - 2 2 

2.4 Sport 1 1 2 

2.5 S ta udenkunde - 1 1 



1. 

1.1 

1.1.1 

1.1.2 

1.2 

1.2.1 

1.2.2 

1.2 .3 

1.2.4 

1.2 .5 

1.3 

1.3.1 

1.3 .2 

1.3 .3 

1.3.4 

1.4 

2. 

2.1 -
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Stundentafel 
für die Staatliche Fachschule für Agrarwirtschaft 

Landshut-Schönbrunn 
- Fachrichtung Garten- und Landschaftsbau -

1. Semester 2. Semester 3. Semester 

Wochen- Schul- Wochen-
stunden tage stunden 

PFLICHTFÄCHER 

Personale Bildung 

Berufs- und Arbei tspädagogik 3 4 3 

Rede- und Disku ssionstechnik 1 - 1 

Garten- und Landschaftsbau 
S ta uden - und Gehölzkunde mi t Botanik 4 t 4 

Bodenkunde und Pflanzenernährung 2 2 

Pflanzenschutz 1 8 1 

Vermessungstechnik und Planzeichnen 3 J 4 

Technik des Grünflächenb aus 6 5 

Wirtschaftslehre und Technik 

Betriebswirtschaft und EDV 5 

} 
6 

Maschinen technik 2 
3 

3 

Rechts- und Sozialkunde 3 3 

Volkswirtschaft und Agrarpolitik 2 -

Seminare und Übungen 2 - 2 

Mindestpflichtstunden 34 15 34 

WAHLFÄCHER 

Landespflege und Umweltschutz - - 2 
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Anlage 7 

1. + 3. 
Semester 
Wochen-
stunden 

6 

2 

8 

4 

2 

7 

11 

11 

5 

6 

2 

4 

68 

\ 

2 
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1. 

1.1 

1.1.1 

1.1.2 

1.2 

1.2.1 

1.2.2 

1.2.3 

1.3 

1.3.1 

1.3.2 

1.3 .3 

1.4 

2. 

2.1 

2.2 

2.3 

2.4 

2.5 
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Stundentafel 
für die Staatliche Fachschule für Agrarwirtschaft 

Kempten 
- Fachrichtung Milchwirtschaft und Molkereiwesen -

1. Semester 2. Semester 

Wochen- Wochen-
stunden stunden 

PFLICHTFÄCHER 

Personale Bildung 

Berufs- und Arbeitspädagogik 3 2 

Rede- und Diskussionstechnik 1 1 

Produktionstechnik 

Naturwissenschaftliche Grundlagen, EDV 
und Milcherzeugung 8 6 

Molkerei technik einschließlich 
Verfahrenstechnik 2 3 

Mil ch wirtschaftli che Technologie 6 8 

Wirtschaftslehre 

Volkswirtschaft und Agrarpolitik 2 -

Wirtschaftslehre und Rechnungswesen 6 6 

Rechts- und Sozialkunde 2 3 

Seminare und Übungen 

(Produktions technik und BAP) 6 7 

Mindestpflich tstunden 36 36 

WAHLFÄCHER 

Deutsch 2 2 

Mathematik 2 -

Datenverarbeitung 1 1 

Sport 1 1 

Musische Bildung 1 1 

Anlage 8 

1. + 2. 
Semester 
Wochen-
stunden 

5 

2 

14 

5 

14 

2 

12 

5 

13 

72 

4 

2 

2 

2 

2 
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2032-2-42-J 

Verordnung 
über die Gewährung 

von Prüfervergütungen an Professoren 
bei den Prüfungen 

im Bereich der Justizverwaltung . 

Vom 19. August 1992 

Auf Grund des Art. 15 des Bayerischen Besol­
dungsgesetzes (BayRS 2032-1-1-F), zuletzt geän­
dert durch § 6 des Gesetzes vom 7. August 1992 
(GVBl S . 306), erläßt das Bayerische Staatsministe­
rium der Justiz im Einvernehmen mit dem Bayeri­
schen Staatsministerium der Finanzen folgende 
Verordnung: 

§ 1 

Professoren erhalten für ihre Mitwirkung bei der 
Ersten Juristischen Staatsprüfung folgende Vergü­
tung: 

1. Für die Erstellung des Entwurfs 
einer vom Prüfungsausschuß an-
genommenen Aufgabe mit Lösung 827 ,00 DM, 

2. für die Überprüfung des Entwurfs 
einer Aufgabe 

3. für die Bewertung der schrift-
lichen Arbeiten für jeden Erst­
und Zweitprüfer je Arbeit 

4. für den Stichentscheid für jede mit 
Stichentscheid bewertete Arbeit 
mindestens jedoch je Aufgabe 

5. für die mündliche Prüfung für 
jeden Prüfer je Prüfungsteilnehmer 

§ 2 

275,65 DM, 

18,35 DM, 

18,35 DM, 
110,10 DM, 

26,25 DM. 

Das Landesjustizprüfungsamt kann die Festset­
zung (sachliche und rechnerische Feststellung) von 
Vergütungen und deren Zahlbarmachung denÖrt­
lichen Prüfungsleitern oder anderen mit der 
Durchführung von Prüfungen im Bereich der Ju­
stizverwaltung beauftragten Stellen übertragen. 

§ 3 

1 Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Juli 
1992 in Kraft. 2Gleichzeitig tritt die Verordnung 
über die Gewährung von Prüfungsvergütungen an 
Professoren bei den Prüfungen im Bereich der Ju­
stizverwaltung vom 8. August 1991 (GVBl S.309, 
BayRS 2032-2-42-J) außer Kraft. 3Für schriftliche 
und mündliche Prüfungen, die vor diesem Zeit­
punkt begonnen haben, gelten weiterhin die bis­
herigen Bestimmungen. 

München, den 19. August 1992 

Bayerisches Staatsministerium der Justiz 
In Vertretung 

Alfred Sau t er, Staatssekretär 
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753-1-13-1 

Verordnung 
zur Umsetzung der ' 

Richtlinie 91/271/EWG 
über die Behandlung 

von kommunalem Abwasser 
(Reinhalteordnung 

kommunales Abwasser - ROkAbw -) 

Vom 23. August 1992 

Auf Grund von §-18a Abs. 3 und § 27 Abs. 1 des 
Wasserhaushaltsgesetzes, § 1 Abs. 1 und 3 der Ver­
ordnung über Zuständigkeiten nach dem Wasser­
haushaltsgesetz (BayRS 753- 2-1) , Art.41d Abs.4 
und Art. 75 Abs. 3 Satz 1 des Bayerischen Wasser­
gesetzes (BayWG) erläßt das Bayerische Staats­
ministerium des 1nnern folgende Verordnung: 

§ 1 

Zweck, Begriffe 

.(1) ~i.ese Verordnung dient der Umsetzung der 
RlchtlIme 91/271/EWG des Rates vom 21. Mai 1991 
über die Behandlung von kommunalem Abwasser 
und dem Schutz oberirdischer Gewässer vor schäd­
lichen Auswirkungen kommunalen Abwassers 
(ABl EG Nr. L 135 S.40). 

(2) Im Sinn dieser Verordnung ist 

1. kommunales Abwasser: 

häusliches Abwasser oder Gemisch aus häusli­
chem und industriellem Abwasser und/oder Nie­
derschlagswasser; häusliches Abwasser ist Ab­
wasser aus Wohngebieten und den dazugehöri­
gen Einrichtungen, vorwiegend menschlichen 
Ursprungs und der Tätigkeiten in Haushaltun­
gen; industrielles Abwasser ist Abwasser aus An­
lagen für gewerbliche oder industrielle Zwecke 
soweit es sich nicht um häusliches Abwasser und 
Niederschlagswasser handelt; 

2. gemeindliches Gebiet: 

Gebiet, in welchem Besiedlung und/oder wirt­
schaftliche Aktivitäten für eine Sammlung von 
kommunalem Abwasser und eine Weiterleitung 
zu einer kommunalen Abwasserbehandlungs­
anlage oder Einleitungsstelle ausreichend kon­
zentriert sind ; 

3. 1 EW (Einwohnerwert) : 

organisch-biologisch abbaubare Belastung mit 
einem biochemischen Sauerstoffbedarf in fünf 
Tagen (BSB 5) von 60 g Sauerstoff/Tag; die in EW 
ausgedrückte Belastung wird auf der Grundlage 
der höchsten wöchentlichen Durchschnittslast 
im Zulauf der Behandlungsanlage während eines 
Jahres berechnet ; Ausnahmesituationen wie 
nach Starkniederschlägen bleiben dabei unbe­
rücksichtigt ; 

4. Kanalisation : 

Leitungssystem, in dem kommunales Abwasser 
gesammelt und transportiert wird; 

5. Klärschlamm: 

behandelter oder unbehandelter Schlamm aus 
kommunalen Abwasserbehandlungsanlagen. 

§ 2 

Empfindliche Gebiete 

1 Empfindliche Gebiete sind 

- die Einzugsgebiete des Mains und der EIbe, 
- die in der Anlage zum Bayerischen Wassergesetz 

(Verzeichnis der Gewässer erster Ordnung) auf­
geführten Seen und ihre Einzugsgebiete sowie 
der Altmühlsee, der Forggensee und der Sylven­
steinspeicher und ihre Einzugsgebiete. 

2Eine Übersichtskarte im Maßstab 1: 1250 000 liegt 
als Anlage 1 nachrichtlich bei. 
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§ 3 

Kanalisa tionen 

(1) IGemeindliche Gebiete sind von den nach 
Art.41b BayWG zur Abwasserbeseitigung Ver­
pflichteten bis zu folgenden Zeitpunkten mit einer 
Kanalisation auszustatten: 

- bis zum 31. Dezember 2000 gemeindliche Gebiete 
mit mehr als 15000 EW, 

- bis zum 31. Dezember 2005 gemeindliche Gebiete 
mit 2 000 - 15 000 EW 

2 Abweichend von Satz 1 sind gemeindliche Gebiete 
mit mehr als 10 000 EW, die Abwasser in empfindli­
che Gebiete einleiten, bis zum 31. Dezember 1998 
mit Kanalisationen auszustatten. 

(2) Ist die Einrichtung einer Kanalisation nicht 
gerechtfertigt, weil sie entweder keinen Nutzen für 
die Umwelt mit sich bringen würde oder mit über­
mäßigen Kosten verbunden wäre, sind individuelle 
Systeme oder andere geeignete Maßnahmen erfor­
derlich, die das gleiche Umweltschutzniveau ge­
währleisten. 

(3) Die in Absatz 1 genannten Kanalisationen 
müssen den Anforderungen nach Anlage 2 zu dieser 
Verordnung entsprechen. 

§4 

Kommunale Einleitungen 

(1) Eine Erlaubnis für das Einleiten von kommu­
nalem Abwasser aus einer Abwasserbehandlungs­
anlage darf nur erteilt werden, wenn für die Z eit 

- ab 1. Januar 2001 für gemeindliche Gebiete mit 
mehr als 15 000 EW 

- ab 1. Januar 2006 für gemeindliche Gebiete mit 
2000 bis 15000 EW 

die in Anlage 3 zu dieser Verordnung genannten 
Anforderungen gestellt werden. 

(2) 1 Eine Erlaubnis für das Einleiten von kom­
munalem Abwasser aus einer Abwasserbehand­
lungsanlage von gemeindlichen Gebieten mit mehr 
als 10 000 EW in empfindliche Gebiete darf nur er­
teilt werden, wenn für die Zeit ab 1. Januar 1999 die 
in Anlage 4 zu dieser Verordnung genannten zu­
sätzlichen Anforderungen an Phosphor gestellt 
werden. 2Bei Abwasserbehandlungsanlagen von 
gemeindlichen Gebieten mit mehr als 20000 EW 
gilt Satz 1 mit der Maßgabe, daß für Einleitungen 
in das Einzugsgebiet des Mains und der EIbe zudem 
die in Anlage 4 zu dieser Verordnung genannten zu­
sätzlichen Anforderungen an Stickstoff gestellt 
werden müssen. 

(3) Eine Erlaubnis für das Einleiten von kommu­
nalem Abwasser aus Abwasserbehandlungsanla­
gen von gemeindlichen Gebieten mit weniger als 
2000 EW darf nur erteilt werden, wenn für die Zeit 
ab 1. Januar 2006 durch ein Verfahren und/oder 
Entsorgungssystem sichergestellt wird, daß die 
aufnehmenden Gewässer den maßgeblichen Quali­
tätszielen der Bestimmungen jeder einschlägigen 
Richtlinie der Gemeinschaft entsprechen. 
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(4) [Gereinigtes Abwasser soll nach Möglichkeit 
wieder verwendet werden. 21m Laufe dieser Wie­
derverwendung sind Belastungen der Umwelt auf 
ein Minimum zu begrenzen. 

(5) [Es ist sicherzustellen', daß Abwasserbeseiti­
gungsanlagen so geplant, ausgeführt, betrieben . 
und gewartet werden, daß sie unter allen normalen 
örtlichen Klimabedingungen ordnungsgemäß ar­
beiten. 2Bei der Planung der Anlagen sind saiso­
nale Schwankungen der Belastungen zu berück­
sichtigen. 3 Abwasserbehandlungsanlagen müssen 
so ausgelegt oder umgerüstet werden, daß vor dem 
Einleiten in Gewässer repräsentative Proben des 
zugeleiteten Abwassers und des behandelten Ab­
wassers entnommen werden können. 4Die Stelle, 
an der kommunales Abwasser eingeleitet wird, ist 
möglichst so zu wählen, daß die Auswirkungen auf 
das aufnehmende Gewässer auf ein Minimum be­
schränkt werden. 

(6) Entsprechen vorhandene Einleitungen nach 
den Absätzen 1, 2 oder 3 nicht den dort jeweils ge­
nannten Anforderungen, so ist durch Benutzungs­
bedingungen und Auflagen, durch Beschränkung, 
Widerruf oder Rücknahme der Erlaubnis oder 
durch Anordnungen sicherzustellen, daß bis zu den 
in den Absä tzen 1, 2 oder 3 jeweils genann ten Termi­
nen die Maßnahmen durchgeführt werden, die zur 
Einhaltung der Anforderungen erforderlich sind. 

(7) [Einleitungen im Sinn dieser Verordnung 
sind nach Art. 68 BayWG und nach der Abwasser­
eigenüberwachungsverordnung vom 9. Dezember 
1990 (GVBI S. 587 , BayRS 753- 1- 12- 1), zu überwa­
chen. 2Die Überwachung der Einleitungen und die 
Auswertung der Ergebnisse richtet sich nach An­
lage 5 dieser Verordnung. 3Die nach Art. 75 BayWG 
und nach § 6 Nr. 2 zuständigen Behörden oder Stel­
len überprüfen in Abständen von vier Jahren die 
erteilten Erlaubnisse oder Genehmigungen. 

§ 5 

1nd ustrieabwassereinlei tungen 
in Gewässer 

(1) Eine Erlaubnis für das Einleiten von biolo­
gisch abbaubarem Industrieabwasser aus Betrie­
ben der in der Anlage 6 aufgeführten Industrie­
branchen, das nicht in kommunalen Abwasserbe­
handlungsanlagen behandelt wird und aus Betrie­
ben mit mehr als 4000 EW eingeleitet werden soll , 
darf nur erteilt werden, wenn ab 1. Januar 2001 die 
in der Allgemeinen Rahmenverwaltungsvorschrift 
über Mindestanforderungen an das Einleiten von 
Abwasser in Gewässer vom 8. September 1989 
(GMBI S.518) , geändert durch Verwaltungsvor­
schrift vom 19. Dezember 1989 (GMBl S . 798), vom 
27 . August 1991 (GMBl S . 686) und vom 4. März 
1992 (GMBl S . 178) in Verbindung mit den Anhän­
gen 3, 5, 6, 7, 8, 10 , 11, 12,.14, 15 und 21 enthaltenen 
Anforderungen gestellt werden. 

(2) [Entsprechen vorhandene Einleitungen nicht 
den nach Absatz 1 zu stellenden Anforderungen, 
ist sicherzustellen, daß bis zu dem in Absatz 1 ge­
nannten Termin die Maßnahmen durchgeführt wer­
den, die zUr Einhaltung der Anforderungen erfor­
derlich sind. 2§ 4 Abs. 4 bis 7 und § 9 gelten entspre­
chend. 
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§ 6 

Industrieabwassereinleitungen 
in Kanalisationen 

Industrieabwasser darf über Kanalisationen in 
Gewässer nur eingeleitet werden, wenn die Einlei­
tung in die Kanalisation 

1. bei Abwasser mit gefährlichen Stoffen nach der 
Verordnung über die Genehmigungspflicht für 
das Einleiten wassergefährdender Stoffe in 
Sammelkanalisationen vom 9. Dezember 1990 
(GVBl S.586, BayRS 753-1-11- 1) genehmigt 
wurde, 

2. im übrigen vom Träger der Kanalisation einer 
Genehmigung unterzogen wurde, 

und die Genehmigungen der Anlage 7 dieser Ver­
ordnung entsprechen. 

§ 7 

Berichte und Programme 

IDas Bayerische Landesamt für Wasserwirt­
schaft veröffentlicht alle zwei Jahre einen Lagebe­
richt über die Beseitigung von kommunalen Ab­
wässern und Klärschlamm. 2Für den Vollzug der 
Richtlinie stellt das Bayerische Landesamt für Was­
serwirtschaft bis zum 31. Dezember 1993 ein Pro­
gramm auf. 3Die Berichte und das Programm sind 
über das Staatsministerium des 1nnern der Kom­
mission vorzulegen. 

§ 8 

Wei tergehende Anforderungen 

Weitergehende öffentlich-rechtliche Anforde­
rungen an Abwasseranlagen oder Abwassereinlei­
tungen, die insbesondere nach dem Wasserhaus­
haltsgesetz oder dem Bayerischen Wassergesetz be­
stehen oder auf Grund dieser Gesetze gestellt wer­
den, bleiben unberührt. 

§ 9 

Klärschlamm 

1 Klärschlamm aus der Abwass~rbehandlung 
darf nicht in Gewässer eingeleitet werden. 2Er ist 
unter Einhaltung der Vorschriften der Klär­
schlammverordnung möglichst wieder zu verwen­
den oder notfalls nach den Vorschriften des Abfall­
rechts zu entsorgen. 

§ 10 

1nkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1992 in 
Kraft. 

München, den 23. August 1992 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

Dr. Edmund Stoi b er , Staatsminister 
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Anlage 1 

Karte mit Darstellung der 

empfindlichen Gebiete 

~@rM!&ril Empfindliches Gebiet 

o 30 60 km 
... ' ...t::===iI_I=' ==-....I:==:JI 

Manstab 1: 1250 000 
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Anlage 2 

Anforderungen an Kanalisationen 

Kanalis~tionen sollen den Anforderungen an die Abwasserbehandlung Rechnung tragen. 

Bei Entwurf, Bau und Unterhaltung der Kanalisation sind die optimalen technischen Kenntnisse 
zugrunde zu legen, die keine unverhältnismäßig hohen Kosteri verursachen; dies betrifft insbesondere: 

- Menge und Zusammensetzung der kommunalen Abwässer, 

- Verhinderung von Leckagen, 

- Begrenzung einer Verschmutzung der aufnehmenden Gewässer durch Regenüberläufe; hierbei sollen 
mindestens die Anforderungen des Art . 6 Abs. 1 und 2 des Bayerischen Gesetzes zur Ausführung des 
Abwasserabgabengesetzes (BayAbwAG) beachtet werden. 

Anlage 3 

Anforderungen an Einleitungen 
aus kommunalen Abwasserbehandlungsanlagen 

Anzuwenden ist der Konzentrationswert oder die prozentuale Verringerung 

Prozentuale 
Parameter Konzentration Mindest- Referenzmeß-

verringerung verfahren 
1) 

Biochemischer Sauer- 25 mg/102 70 -90 Homogenisierte, ungefilterte, nicht dekantierte 
stoffbedarf (BSB5 bei Probe. Bestimmung des gelösten Sauerstoffs vor 
20° C) ohne Nitrifi- und nach fünftägiger Bebrütung bei 20° C ± 1° C 
kation 2) in völliger Dunkelheit. Zugabe eines Nitrifika-

tionshemmstoffs 

Chemischer Sauer- 125 mg/102 75 Homogenisierte, ungefilterte , nicht dekantierte 
stoffbedarf (CSB) 2) Probe. Kalium-Dichromat 

Suspendierte 35mg/!3) 90 3) - Filtern einer repräsen ta ti ven Probe durch eine . 
Schwebstoffe Filtermembran von 0,45 p,m. l'rocknen bei 
insgesamt 1050 C und Wiegen 

- Zentrifugieren einer repräsentativen Probe 
(mindestens 5 Minuten bei einer durchschnitt-
lichen Beschleunigung von 2800 bis 3200 g), 
Trocknen bei 1050 C und Wiegen. 

1) Verringerung bezogen auf die Belastung des Zulaufs . 

2) Dieser Parameter kann durch einen anderen ersetzt werden; gesamter organischer Kohlenstoff (TOC) oder gesamter 
Bedarf an Sauerstoff (TOD), wenn eine Beziehung zwischen BSB5 oder CSB und dem Substitutionsparameter her­
gestellt werden kann. 

3) Diese Anforderung ist fakultativ. 

Die Analysen von Einleitungen aus Abwasserteichen sind an gefilterten Proben auszuführen; die Gesamt­
konzentration an suspendierten Schwebstoffen in ungefilterten Wasserproben darf jedoch nicht mehr als 
150 mg/l betragen. 
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Anlage 4 

Anforderungen an Einleitungen 
aus kommunalen Abwasserbehandlungsanlagen 

in empfindlichen Gebieten, in denen es zur Eutrophierung kommt 

Anzuwenden ist der Konzentrationswert oder die prozentuale Verringerung 

Prozentuale 
Parameter Konzentration Mindest- Referenzmeß-

verringerung verfahren 
1) 

Phosphor insgesamt 2mg/IP 80 Molekulare Absorptions- Spektrophoto-
(10000 -100000 EW) metrie 

1mg/lP 
(mehr als 100 000 EW) 

Stickstoff 15 mg/IN 70-80 Molekulare Absorptions-Spektrophoto-
insgesamt 2) (20000 -100000 EW) metrie 

10mg/lN 
(mehr als 100 000 EW) 

3) 

1) Verringerung bezogen auf die Belastung des Zulaufs. 

2) Stickstoff insgesamt bedeutet: die Summe von Kjeldahl-Stickstoff (organischer N + NH3) , Nitrat (N03)-Stickstoff 
und Nitrit (N02)-Stickstoff. 

3) Wahlweise darf der tägliche Durchschnitt 20 mg/l N nicht überschreiten. Die Anforderung gilt bei einer Abwassertem­
peratur von mindestens 12° C beim Betrieb des biologischen Reaktors der Abwasserbehandlungsanlage. Anstatt der 
Temperatur kann auch eine begrenzte Betriebszeit vorgegeben werden, die den regionalen klimatischen Verhältnissen 
Rechnung trägt. Diese Alternative gilt, wenn nachgewiesen werden kann, daß Nummer 1 der Anlage 5 erfüllt ist. 
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Referenzmethoden für die Überwachung 
und Auswertung der Ergebnisse 

Anlage 5 

1. Es ist eine Überwachungsmethode anzuwenden, die zumindest dem nachfolgend beschriebenen Anfor­
derungsniveau entspricht. 

Es können auch andere als die in den Nummern 2,3 und 4 genannten Verfahren angewandt werden, 
sofern mit ihnen nachweislich gleichwertige Ergebnisse erzielt werden. 

2. Am Ablauf und erforderlichenfalls am Zulauf der Abwasserbehandlungsanlage sind an jeweils densel­
ben genau festgelegten Stellen abflußproportionale oder zeitproportionale 24-Stunden-Proben zu ent­
nehmen, um zu überprüfen, ob das eingeleitete Abwasser den Anforderungen dieser Richtlinie ent­
spricht. 

Dabei sind international anerkannte Laborpraktiken anzuwenden, mit denen die Veränderung des Zu­
stands der Proben zwischen ihrer Entnahme und der Analyse so gering wie möglich gehalten wird. 

3. Die Mindestzahl jährlicher Probenahmen soll entsprechend der Größe der Abwasserbehandlungsanlage 
festgesetzt werden, wobei die Proben in regelmäßigen zeitlichen Abständen zu entnehmen sind: 

2000-9999 EW: zwölf Proben im ersten Jahr 

vier Proben in den darauffolgenden Jahren, wenn nachgewiesen werden kann, 
daß das Abwasser im ersten Jahr den Vorschriften der Verordnung entspricht. 
Wenn eine der vier Proben den Grenzwert überschreitet, sind im folgenden Jahr 
zwölf Proben zu entnehmen. 

10000 -49999 EW: zwölf Proben 

50000 EW oder mehr 24 Proben. 

4. Für das behandelte Abwasser gelten die einschlägigen Werte als eingehalten, wenn für jeden einzelnen 
untersuchten Parameter die Wasserproben dem betreffenden Wert wie folgt entsprechen: 

a) Für die in Anlage 3 genannten Parameter ist in anliegender Tabelle die höchstzulässige Anzahl von 
Proben angegeben, bei denen die als Konzentrationswerte und/oder prozentuale Verringerung ausge­
drückten Anforderungen nach Anlage 3 nicht erfüllt sein müssen. 

b) Für die in Anlage 3· genannten und in Konzentrationswerten ausgedrückten Parameter darf die Ab­
weichung von den Parameterwerten bei normalen Betriebsbedingungen nicht mehr als 100 % betra­
gen. Für die Konzentrationswerte für die suspendierten Stoffe insgesamt sind Abweichungen bis zu 
150 % zulässig. 

c) Für die in Anlage 4 aufgeführten Parameter darf der Jahresmittelwert der Proben für jeden Parame­
ter den maßgeblichen Wert nicht überschreiten. 

5. Extremwerte der Abwasserbelastung bleiben unberücksichtigt, soweit sie auf Ausnahmesituationen 
wie starke Niederschläge zurückzuführen sind. 
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Anzahl der Probenahmen 
innerhalb eines Jahres 

4- 7 

8- 16 

17- 28 

29- 40 

41- 53 

54- 67 

68- 81 

82- 95 

96-110 

111-125 

126-140 

141-155 

156-171 

172-187 

188-203 

204-219 

220-235 

236-251 

252-268 

269-284 

285-300 

301-317 

318-334 

335-350 

351-365 

(Noch Anlage 5) 

Tabelle zu Nummer 4 Buchst. a 

Höchstzulässige Anzahl von Proben, 
bei denen Abweichungen zulässig sind 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

25 
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Anlage 6 

Industriebranchen 

1. Milchverarbeitung, 

2. Herstellung von Obst- und Gemüseprodukten, 

3. Herstellung von Erfrischungsgetränken und Getränkeabfüllung, 

4. Kartoffelverarbeitung, 

5. Fleischwarenindustrie, 

6. Brauereien, 

7. Herstellung von Alkohol und alkoholischen Getränken, 

8. Herstellung von Tierfutter ausPflanzenerzeugnissen, 

9. Herstellung von Hautleim, Gelatine und Knochenleim, 

10 . Mälzereien, 

11. Fischverarbeitungsindustrie. 

Anlage 7 

Industrielles Abwasser 

Industrielles Abwasser, das in Kanalisationen und kommunale Abwasserbehandlungsanlagen 
eingeleitet wird, muß so vorbehandelt werden, daß es folgende Anforderungen erfüllt: . 

- Die Gesundheit des Personals, das in Kanalisationen und Behandlungsanlagen tätig ist, darf 
nicht gefährdet werden. 

- Kanalisation, Abwasserbehandlungsanlagen und die zugehörige Ausrüstung dürfen nicht be­
schädigt werden. 

- Der Betrieb der Abwasserbehandlungsanlage und die Behandlung des Klärschlamms dürfen 
nicht beeinträchtigt werden. 

- Ableitungen aus den Abwasserbehandlungsanlagen dürfen die Umwelt nicht schädigen oder 
dazu führen , daß die aufnehmenden Gewässer nicht mehr den Bestimmungen anderer Gemein­
schaftsrichtlinien entsprechen. 

- Es muß sichergestellt sein, daß der Klärschlamm in umweltverträglicher Weise sicher beseitigt 
werden kann. 
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800-21-21-1 

Vierte Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung zur Übertragung von Aufgaben 
des Bayerischen Staatsministeriums des Innern 

nach dem Gesetz zur Ausführung 
des Berufsbildungsgesetzes 

Vom 24. August 1992 

Auf Grund des Art. 5 Abs. 1 Satz 3 Halbsatz 1 des 
Gesetzes zur Ausführung des Berufsbildungsgeset­
zes (BayRS 800-21-1-A) erläßt das Bayerische 
Staatsministerium des 1nnern folgende Verordn"ung: 

§ 1 

Nach § 3 der Verordnung zur Übertragung von 
Aufgaben des Bayerischen Staatsministeriums des 
1nnern nach dem Gesetz zur Ausführung des Be­
rufsbildungsgesetzes - ÜVBBiG-StM1 - (BayRS 
800-21-21-1), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 29. Januar 1989 (GVBI S. 31) , wird folgender 
§ 3a eingefügt: 

,,§ 3a 

Für die Berufsausbildung im Ausbildungsberuf 
Fachangestellter für Bürokommunikation/Fach­
angestellte für Bürokommunikation sind zustän­
dig 

1. für die Aufgaben nach § 2 Nr. 1 Buchst. a, bund i 
die Regierungen für die Berufsbildung bei den 
Bezirken, im übrigen die Rechtsaufsichtsbehör­
den, 

2. für die Aufgaben nach § 2 Nr.1 Buchst. c und h 
die ausbildenden Körperschaften, 

3. im übrigen die Bayerische Verwaltungsschule. " . 

§ 2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 
1. August 1992 in Kraft. 

München, den 24 . August 1992 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

Dr. Edmund S t 0 i be r, Staatsminister 

413 
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2236-9~1-4-K 

Zweite Verordnung 
zur Änderung der 

Fachakademieordnung 

Vom 25. August 1992 

Auf Grund von Art . 24 Abs. 2, Art.28 Satz 2, 
Art. 40 Abs. 8, Art. 66 und 97 Abs. 1 des Bayerischen 
Gesetzes über das Erziehungs- und Unterrichts­
wesen (BayEUG) sowie Art. 4 Abs. 1 und 3 und 
Art. 17 Abs. 1 des Gesetzes über das berufliche 
Schulwesen (GbSch) erläßt das Bayerische Staats­
ministerium für Unterricht, Kultus, Wissenschaft 
und Kunst folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Schulordnung für Fachakademien (Fachaka­
demieordnung - FakO) vom 31. August 1984 (GVBl 
S. 339, BayRS 2236-9- f-4-K), geändert durch Ver­
ordnung vom 29. August 1985 (GVBl S. 475) , wird 
wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt ergänzt: 

a) Nach § 65 wird eingefügt: 

,,§ 65a Ausbildungsrichtung Brauwesen 
und Getränketechnik" . 

b) Nach § 66 wird eingefügt: 

,, § 66a Ausbildungsrichtung Heilpädagogik 

§ 66b Ausbildungsrichtung Holzgestal-
tung". 

2. § 1 Abs.1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Nummer 2 wird folgende neue Num­
mer 3 eingefügt: 

,,3. Brauwesen und Getränketechnik, ". 

b) Die bisherigen Nummern 3 bis 7 werden 
Nummern 4 bis 8. 

3. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Es wird folgender neuer Absatz 3 eingefügt: 

,,(3) lDie Fachakademie für Brauwesen 
und Getränketechnik soll die Studierenden 
befähigen, Überwachungs- und Führungs­
aufgaben in der Produktion von Bier und 
alkoholfreien Getränken zu übernehmen. 
2Bei erfolgreichem Abschluß wird die Be­
rufsbezeichnung " Staatlich geprüfte(r) Pro­
duktionsleiter(in) im Brauwesen und in der 
Getränketechnik" verliehen.". 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz .4. In 
Satz 3 werden die Worte "gilt als" ersetzt 
durch die Worte "ist eine". 

c) Die bisherigen Absätze 4 bis 7 werden Ab­
sätze 5 bis 8. 

4. In § 4 Abs.1 Nr. 3 wird das Wort "zuständigen" 
gestrichen. 

5. In § 6 Satz 1 wird die Zahl ,,1.7" durch die Zahl 
,,1.8 " ersetzt. 

6. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Es wird folgender Absatz 2 angefügt: 

,, (2) Eine Teilnahme an der Abschlußprü­
fung ist ausgeschlossen, solange eine Jah­
resfortgangsnote gemäß § 23 Abs. 2 in einem 
Prüfungsfach nicht festgesetzt werden 
kann.". 

7. Dem § 28 Abs.5 wird folgender Satz 4 ange­
fügt: 

,,4Fachpraktische Fächer können nicht Gegen­
stand der mündlichen Prüfung sein. " . 

8. Dem § 36 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

,, (3) Auf Antrag des Bewerbers finden in 
höchstens vier schriftlich geprüften Fächern 
zusätzliche mündliche Prüfungen statt; von 
diesen Fächern dürfen zwei Fächer solche der 
schriftlichen Abschlußprüfung für die Studie­
renden und zwei Fächer solche Fächer sein, in 
denen die anderen Bewerber zusätzlich schrift­
liche Prüfungsleistungen zu erbringen ha­
ben.". 

9. § 38 Abs. 1 Sat?: 4 erhält folgende Fassung: 

,,4 § 39 Abs. 4 bleibt unberührt.". 

10. Dem § 39 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

,,(4) lDas Staatsministerium kann auf An­
trag genehmigen, daß die Noten einzelner Fä­
cher aus dem Zeugnis der staatlich genehmig­
ten Schule in das Abschlußzeugnis übernom­
men werden, wenn bei erstmaliger Ablegung 
der Prüfung das Zeugnis nicht früher als ein 
Jahr vor Beginn der Abschlußprüfung ausge­
stellt wurde und die bewerteten Leistungs­
anforderungen denen der Abschlußprüfung für 
andere Bewerber im wesentlichen gleichwertig 
sind. 2Wird der Antrag genehmigt, ist eine Prü­
fung in diesen Fächern nicht mehr abzu1.egen. 
3 Fächer, die Gegenstand der Abschlußprufung 
für die Studierenden sind, können nicht über­
nommen werden. " . 

11. Dem § 41 wird folgender Satz 2 angefügt: 

,,2Satz 1 Nr.1 findet keine Anwendung, soweit 
die Regierungen an der Schulaufsicht über 
Fachakademien beteiligt sind. " . 

12. § 53 Abs . 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 3 erhält folgende Fassung: 

,, 3 § 52 Abs. 2 gilt entsprechend.". 

b) Satz 4 wird aufgehoben. 
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13. § 64 Abs. 2 und 3 erhalten folgende Fassung: 
,,(2) Die schriftliche Abschlußprüfung er­

streckt sich auf den gesamten Unterrichtsstoff 
der Fächer 
- Optik und Instrumentenkunde 

(Bearbeitungszeit 120 Minuten) 
- Optometrie 

(Bearbeitungszeit 180 Minuten) 
- Optik der Korrektionsmittel 

(Bearbeitungszeit 150 Minuten) 
- Kontaktlinsenanpassung 

(Bearbeitungszeit 90 Minten) 
- Betriebswirtschaftslehre 

(Bearbeitungszeit 90 Minuten) . 

(3) Die praktische Abschlußprüfung er­
streckt sich auf den gesamten Unterrichtsstoff 
der Fächer 
- Übung zur Optometrie 

(Bearbeitungszeit 90 bis 120 Minuten) 
- Übung zur Kontaktlinsenanpassung 

(Bearbeitungszeit 300 bis 360 Minuten) 
- Übung zur Werkstatt-Technik 

(Bearbeitungszeit 400 bis 600 Minuten).". 

14. § 65 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Die schriftliche Abschlußprüfung er­
streckt sich auf den gesamten Unterrichts­
stoff der Fächer 
- Baubetriebslehre und Sicherheitstechnik 

(Bearbeitungszeit 180 Minuten) 
- Bauleitung und Bauverwaltung 

(Bearbeitungszeit 180 Minuten) 
- Ausschreibung, Aufmaß und Abrechnung 

(Bearbeitungszeit 180 Minuten) 
- Baukonstruktion 

(Bearbeitungszeit 240 Minuten)." . 
b) Absatz 3 wird aufgehoben. 
c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3. 

15. Nach § 65 wird folgender § 65a eingefügt: 
,, § 65a 

Ausbildungsrichtung Brauwesen 
und Getränketechnik 

(1) Die schriftliche Abschlußprüfung er­
streckt sich auf den gesamten Unterrichtsstoff 
der Fächer 
- Technologie der Bierbereitung 

(Bearbeitungszeit 180 Minuten) 
- Herstellung alkoholfreier Getränke 

(Bearbeitungszeit 90 Minuten) 
1- Maschinenkunde und Energietechnik 

(Bearbeitungszeit 180 Minuten). 
(2) 1 Die praktische Abschlußprüfung er­

streckt sich auf den gesamten Unterrichtsstoff 
der Fächer 
- Mikrobiologische Qualitätssicherung 

(Bearbeitungszeit 35 bis 45 Minuten) 
- Chemisch-technische Analyse 

(Bearbeitungszeit 35 bis 45 Minuten). 
2Die Aufgaben der praktischen Abschlußprü­
fung werden von einem Unterausschuß gestellt 
und zugeteilt. 

(3) Zur Abschlußprüfung werden andere Bewer­
ber nicht zugelassen." . 

16. § 66 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Halbsatz 2 wird das. Wort "oder" 
durch das Wort "und" ersetzt. 

b) In Absatz 3 wird der Punkt durch einen 
Strichpunkt ersetzt und folgender Halbsatz 
angefügt: 

,,§ 7 Abs. 4 Satz 2 gilt entsprechend.". 

c) Absatz 9 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte "schriftli­
ehen, praktischen und gegebenenfalls 
mündlichen" ersetzt durch die Worte 
"schriftlichen und praktischen" . 

bb) In Satz 2 werden die Worte "Chemie, 
Betriebswirtschaftslehre und Betriebs­
hygiene" ersetzt durch die Worte "Che­
mie, Betriebshygiene, Betriebswirt­
schaftslehre und Rechnungswesen so­
wie Personalwesen " . 

d) Es wird folgender Absatz 10 angefügt: 

,, (10) In das Abschlußzeugnis wird folgen­
der Vermerk aufgenommen: "Die berufs­
und arbeitspädagogischen Kenntnisse im 
Sinn des Berufsbildungsrechts und die für 
die fachliche Ausbildereignung erforderli­
chen beruflichen Fertigkeiten und Kennt­
nisse im Sinn des § 94 Abs. 1 Nr. 2 BBiG sind 
nachgewiesen. "" . 

17. § 66a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

,, 1 Die Ausbildung baut auf der Erzieheraus­
bildung auf." . 

b) Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 wird gestrichen. 

c) Es wird folgender neuer Absatz 3 eingefügt: 

,,(3) IDer Unterricht wird vom Schullei­
ter so festgesetzt, daß der Unterricht in den 
Pflicht- und Wahlpflichtfächern im Stu­
dienjahr nicht mehr als 34 Wochenstunden 
beträgt; § 6 Satz 3 bleibt unberührt. 2Fä­
eher, die Gegenstand der schriftlichen Ab­
schlußprüfung sind, dürfen nicht im ersten 
Studienjahr abgeschlossen werden.". 

d) Die bisherigen Absätze 3 bis 10 werden Ab­
sätze 4 bis 11; der bisherige Absatz 11 wird 
aufgehoben. 

e) Absatz 6 (neu) Satz 1 Halbsatz 2 wird gestri­
chen. 

f) Absatz 7 (neu) wird wie folgt geändert : 

aa) Satz 3 wird aufgehoben. 

bb) Der bisherige Satz 4 wird Satz 3. 

ce) Es wird folgender neuer Satz 4 ange­
fügt: 

,,4Satz 3 gilt nicht für Wahlfächer, die 
der Vorbereitung auf die Ergänzungs­
prüfung oder die Zusatzprüfung zur 
Ergänzungsprüfung zum Erwerb der 
Fachhochschulreife dienen.". 
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g) Im neuen Absatz 10 erhält Satz 2 folgende 
Fassung: 

,,2Die PrUfungsgesamtnote wird aus der 
Summe der Gesamtnoten der Pflichtfächer, 
der Note für die Facharbeit und der Note für 
das Colloquium geteilt durch 13 auf zwei 
Dezimalstellen errechnet. " . 

18. § 67 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Die schriftliche Abschlußprüfung er­
streckt sich auf den gesamten Unterrichts­
stoff der Fächer 

- Technische Physik 
(Bearbeitungszeit 120 Minuten) 

- Medizinische Grundlagen 
(Bearbeitungszeit 120 Minuten) 

- Medizingerätetechnik 
(Bearbeitungszeit 180 Minuten) 

- Elektronik mit Übungen 
(Bearbeitungszeit 180 Minuten) .". 

b) Es wird folgender neuer Absatz 3 eingefügt: 

,,(3) Die praktische Abschlußprüfung er­
streckt sich auf den gesamten Unterrichts­
stoff des Fachs Gerätesicherheitstechnik 
mit einer Bearbeitungszeit von 180 Minu­
ten.". 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

19. § 68 wird wie folgt geändert : 

a) Es wird folgender neuer Absatz 2 eingefügt : 

,,(2) 1 Für Studierende, die an zuvor be­
suchten Schulen höchstens zwei Jahre Un­
terricht im Fach Englisch hatten, kann zur 
Vermeidung einer unbilligen Härte im Ein­
zelfall Englisch durch eine andere Fremd­
sprache ersetzt werden. 2Die Entscheidung 
einschließlich der näheren Festlegung über 
die Leistungsnachweise trifft das Staatsmi­
nisterium. " . 

b) Die bisherigen Absätze 2 bis 4 werden Ab­
sätze 3 bis 5. 

c) Absatz 5 (neu) wird wie folgt geändert : 

aa) In Satz 1 werden die Worte " und gegebe­
nenfalls mündlichen" gestrichen. . 

bb) In Satz 2 wird das Wort " drei " durch die 
Worte "drei, bei Wahl des Schwerpunkt­
fachs Datenverarbeitung oder des 
Schwerpunktfachs Außenwirtschaft mit 
Französisch bzw. Spanisch für die Prü­
fung nach Satz 1 in zwei" ersetzt. 
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20. Anlage 1.1 erhält folgende Fassung: 

Stundentafel 
"Anlage 1.1 

für Fachakademien für Augenoptik 

, 1. Studienjahr 2. Studienjahr 
Fächer 

Wochen- Jahres- Wochen-
stunden stunden stunden 

Pflichtfächer 

Mathematik 4 160 -

Physik 3 120 -

Anatomie und Physiologie des Auges 2 80 -

Optik und Instrumentenkunde 4 160 4 

Optometrie 6 240 3 
Optik der Korrektionsmittel - - 4 

.. 
Brillenanpassung 2 80 -

Kontaktlinsenanpassung 2 80 1 
Datenverarbeitung - - 2 

Übung zur Optik und Instrumentenkunde - - 2 

Übung zur Optometrie 4 160 6 

Übung zur Brillenanpassung 1 40 2 

Übung zur Kontaktlinsenanpassung - 2 80 2 

Übung zur Werkstatt-Technik 3 120 4 

Angewandte Psychologie mit Übungen 2 80 -

Berufs- und Arbeitspädagogik - - 2 

Rechtskunde 1 40 -

Betriebswirtschaftslehre 2 80 2 
Sozialkunde - - 1 

Deutsch - - 1 

38 1520 36 

Wahlfächerl) 

Übung zur augenoptischen Versorgung - - 2 

Übung zur Anwendung der EDV im 
augenoptischen Betrieb 2 80 2 
Betriebswirtschaftliche Führung 
eines Augenoptikerbetriebs 2 80 2 

Übung zur physiologischen Optik 2 80 -

Deutsch 2) - - 2 
Englisch 2) 2 80 2 

Mathematik 2) - - 2 

I ) Die Studier enden können aus dem Angeobot in jedem Studienj ahr höchst ens drei Wahlfächer wählen . 

2) Das Fach dient der Vorbereitung auf die Ergänzungsprüfung zum Erwerb der Fachhochschulreife." . 

Jahres-
stunden 

-

-

-

160 

120 

160 

-

40 

80 

80 

240 

80 

80 

160 
-

80 

-

80 

40 

40 

1440 

80 

80 

80 
-

80 

80 

80 
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21. Anlage 1.2 erhält folgende Fassung: 

Stundentafel 
"Anlage 1.2 

für Fachakademien für Bauwesen 

1. Studienjahr 2. Studienjahr 
Fächer 

Wochen- Jahres- Wochen- Jahres-
stunden stunden stunden stunden 

Pflich tfächer 

Baustofflehre, Bauchemie, Bauphysik 2 80 2 80 

Baubetriebslehre und Sicherheitstechnik 4 160 2 80 

Bauleitung und Bauverwaltung 2 80 3 120 

Ausschreibung, Aufmaß und Abrechnung 2 80 4 160 

Bauplanung und Baurecht 2 80 3 120 

Baukonstruktion 4 160 4 160 

Haustechnik 2 80 2 80 

Fertigteilbau und Schalungstechnik 2 80 - -

Vermessen 3 120 - -

Baustatik, Stahlbau, Holzbau 4 160 - -

Bodenmechanik, Erd- und Grundbau 3 120 - -

Datenverarbeitung im Baubetrieb - - 2 80 

Beton- und Stahlbetonbau - - 3 120 

Wasserbau und Siedlungswasserbau - - 3 120 

Straßen- und Brückenbau - - 2 80 

Betriebswirtschaftslehre und Rechtskunde 2 80 2 80 

Baugeschichte 1 40 - -

Kostenrechnung - - 2 80 

Sozialkunde - - 1 40 

Mathematik 2 80 - -

Deutsch 2 80 - -

37 1480 35 1400 

Wahlfächer 

Deutsch!) - - 2 80 

Englisch l ) 2 80 2 80 

Mathematik l ) 2 80 2 80 

1) Das Fach dient der Vorbereitung auf die Ergänzungsprüfung zum Erwerb der Fachhochschulreife." . 
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22. Nach Anlage 1.2 wird folgende neue Anlage 1.3 eingefügt: 

Stundentafel . 
"Anlage 1.3 

für Fachakademien für Brauwesen und Getränketechnik 

1. Studienjahr 2. Studienjahr 
Fächer 

Wochen- Jahres- Wochen- Jahres-
stunden stunden stunden stunden 

Pflichtfächer 

Mathematik 4 160 - -

Physik 2 80 - -

Elektrotechnik 3 120 - -

Chemie 3 120 - -

Mikrobiologie 3 120 - -

Mikrobiologische Qualitätssicherung - - 3 120 

Chemisch - technische Analyse 4 160 3 120 

Roh-, Hilfs- und Betriebsstofflehre 4 160 - -

Technologie der Bierbereitung 2 80 4 160 

Herstellung alkoholfreier Getränke 2 80 2 80 

Maschinenkunde und Energietechnik 2 80 6 240 

Datenverarbeitung - - 2 80 

Meß-, Steuerungs- und Regeltechnik - - 5 200 

Umweltschutz und Arbeitssicherheit 2 80 - -

Betriebsorganisation und Statistik - - 3 120 

Betriebswirtschaftslehre - - 3 120 

Arbeitsrecht und Organisationspsychologie - - 3 120 

Sozialkunde 2 80 - -

Deutsch 2 80 - -

35 1400 34 1 360 

Wahlfächer 

Berufs- und Arbeitspädagogik 3 120 - -

Deutsch l ) - - 3 120 

Englisch!) - - 4 160 

Mathematik!) - - 2 80 

1) Das Fach dient der Vorbereitung auf die Ergänzungsprüfung zum Erwerb der Fachhochschulreife.". 
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23. Die bisherige Anlage 1.3 wird Anlage 1.4 und erhält folgende Fassung: 

Stundentafel 
"Anlage 1.4 

für Fachakademien für Hauswirtschaft 

1. Studienjahr 2. Studienjahr 
Fächer 

Wochen- Jahres- Wochen-
stunden stunden stunden 

Pflichtfächer 

Chemie 2 80 2 

Betriebshygiene 1 40 1 

Betriebswirtschaftslehre 
und Rechnungswesen 2 80 2 

Personal wesen - - 2 

Betriebliche Haushaltslehre 2 80 3 

Berufs- und Arbei tspädagogik 1 40 2 

Ernährungslehre 3 120 -

Textillehre 3 120 -

N ahrungszuberei tung 5 200 -

Textilarbeit 5 200 -

Hauswirtschaftliche Betriebsführung - - 12 

Deutsch 2 80 2 

Sozialkunde 1 40 1 

Datenverarbeitung 2 80 2 

Werken 3 120 3 

32 1280 32 

Wahlfächer 1) 

-
Mathematik 2) 3 120 3 
Englisch 2) 2 80 2 

Religionslehre 2 80 2 

Buchführung 2 80 2 

Kunsterziehung 2 80 2 

Sport 2 80 2 

Gartenbau 2 80 2 

Textiles Gestalten 2 80 2 

I) Die Studierenden können aus dem Angebot in jedem Studienjahr höchstens drei Wahlfächer wählen. 

2) Das Fach dient der Vorbereitung auf die Ergänzungsprüfung zum Erwerb der Fachhochschulreife. " . 

Jahres-
stunden 

80 

40 

80 

80 

120 

80 
-

-

-

-

480 

80 

40 

80 

120 

1280 

120 

80 

80 

80 

80 

80 

80 

80 
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24. Die bisherige Anlage 1.4 wird Anlage 1.5 und erhält folgende Fassung: 

Stundentafel 
"Anlage 1.5 

für Fachakademien für Heilpädagogik 

1. und 2. Studienjahr 
Fächer 

Wochen- Jahres-
stunden stunden 

Pflichtfächer 

Heilpädagogik und Berufskunde 8 320 

Psychologie 6 240 

Medizin 3 120 

Soziologie 2 80 

Rechtskunde 2 80 

Heilpädagogische Fachpraxis I 10 400 

Heilpädagogische Fachpraxis II 10 400 

Allgemeine Übungen I 5 200 

Allgemeine Übungen II 5 200 

Spezielle Übungen !l) 5 200 

Spezielle Übungen II 1) 5 200 

61 2440 

Wahlfächer2) 

Deutsch3) 4 160 

Englisch 3) 4 160 

Sozialkunde3) 2 80 

Biologie3) 2 80 

Mathematik 4) 6 240 

Religionspädagogik 2 80 

Philosophie und Literatur 2 80 

Mon tessori pädagogik 2 80 

Waldorfpädagogik 2 80 

Medienpädagogik 2 80 

Musische Erziehung 4 160 

Wissenschaftspropädeutik 2 80 

Gruppendynamik 2 80 

1) Aus der von der Schule festgelegten Liste der Speziellen Übungen wählen die Studierenden in jedem Studienj ahr mindestens 
zwei Methoden im Umfang von insgesamt fünf Wochenstunden aus. 

2) Die Studierenden können aus dem Angebot außer den mit den Fußnotenzeichen 3) und 4) versehenen Fächern in jedem Studien­
jahr höchstens Wahlfächer im Umfang bis zu sechs Wochenstunden wählen . 

J) Das Fach dient der Vorbereitung a uf die Ergänzungsprüfung zum Erwerb der Fachhochschulreife. 

4) Das Fach dient der Vorbereitung auf di e Zusatzprüfung zur E rgänzungsprüfung zum Erwerb der Fachhochschulreife. " . 

25 . Die bisherige Anlage 1.5 wird Anlage 1.6. 
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26. Die bisherige Anlage 1.6 wird Anlage 1.7 und erhält folgende Fassung: 

Stundentafel 
"Anlage 1.7 

für Fachakademien für Medizintechnik 

1. Studienjahr 2. Studienjahr 
Fächer 

Wochen- Jahres- Wochen- Jahres-
stunden stunden stunden stunden 

Pflichtfächer 

Technische Physik 3 120 3 120 

Mathematik 5 200 - -

Datenverarbeitung 2 80 - -

Microprozessortechnik - - 2 80 

Medizinische Grundlagen 2 80 3 120 

Medizingerä tetechnik 4 160 5 200 

Chemie und Werkstoffkunde 3 120 - -

Maschinenelemente - - 2 80 
Elektronik mit Übungen 8 320 8 320 

Gerä tesicherhei tstechnik mit Übungen - - 4 160 

Steuerungstechnik 3 120 - -

Meß- und Regelungstechnik mi t Übungen - - 4 160 

Labortechnikmit Übungen - - 2 80 

Krankenha us-Betriebstechnik - - 2 80 

Deutsch 2 80 - -

Englisch 3 120 - -

Wirtschafts- und Sozialkunde 2 80 - -

37 1480 35 1400 

Wahlfächer 

Laborübungen in Elektronik 3 120 2 80 
Deutsch!) - - 2 80 
Englisch!) - - 2 80 

Ma thema tik 1) - - 2 8Q 

1) Das Fach dient der Vorbereitung auf die Ergänzungsprüfung zum Er~erb der Fachhochschulreife.". 
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27. Die bisherige Anlage 1.7 wird Anlage 1.8 und 
wie folgt geändert: 

a) Nach dem Wahlpflichtfach "Datenverarbei­
tung" werden die neuen Wahlpflichtfächer 
"Außenwirtschaft mit Französisch" und 
"Außenwirtschaft mit Spanisch" angefügt. 

b) In fußnote 1 Satz 2 werden nach dem Wort 
"Datenverarbeitung" die Worte "und des 
Schwerpunktfachs Außenwirtschaft mit 
Französisch bzw. Spanisch" eingefügt; in 
der Klammer wird vor die Zahl ,, 14" das 
Wort "jeweils" gesetzt. 

c) Die Wahlfächer erhalten folgende Fassung: 

1 40 
Grundlagen der betrieblichen Ausbildung 
Englische Konversation 2 80 
Französische Konversation 3) 

Spanische Konversation 4) 

Französisch 5) 6) 

Spanisch 5) 6) 

Italienisch 6) 

Russisch 6) 

2 80 
2 80 
2' 80 
2 80 

d) Es werden folgende Fußnoten 3 bis 6 ange­
fügt: 
,,3) Das Fach kann nur von Studierenden mit dem 

Wahlpflichtfach Außenwirtschaft mit Franzö­
sisch gewählt werden. 

4) Das Fach kann nur von Studierenden mit dem 
Wahlpflichtfach Außenwirtschaft mit Spa­
nisch gewählt werden. 

5) Das Fach kann nur von Studierenden gewählt 
werden, bei denen die jeweilige Sprache nicht 
Pflichtfremdsprache ist. 

6) Anstelle von zwei Fächern mit jeweils zwei 
Wochenstunden kann auch ein Fach mit vier 
Wochenstunden eingerichtet werden." . 

28. In Anlage 2 wird folgende Fußnote 4 angefügt: 
,,4) Der Vermerk nach § 66 Abs. 10 wird nach der Berufs­

bezeichnung ausgebracht. ". 

§ 2 

(1) IDiese Verordnung tritt mit Wirkung vom 
1. August 1992 in Kraft. 2Abweichend hiervon tritt 
§ 1 Nr.23 für das erste Studienjahr am 1. August 
1993, für das zweite Studienjahr am 1. August 1994 
und Nr. 16 Buchst. c Doppelbuchst. bb am 1. August 
1994 in Kraft. 

(2) Im Schuljahr 1992/93 gelten im übrigen für das 
zweite Studienjahr und für die Abschlußprüfung die 
bisherigen Bestimmungen; § 1 Nrn. 6, 8, 16 Buchst. d 
sowie Nrn. 19, 27 und 28 finden Anwendung. 

München, den 25 , August 1992 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht, Ku ltus, Wissenschaft und Kunst 

In Vertretung 

Hermann L e e b, S taa tssekretär 
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2 80 
1 40 
2 80 
2 80 
2 80 
2 80 
2 80 
2 80 
2 80 
2 80. ". 
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1100-3-1 

Änderung der Geschäftsordnung 
für den Bayerischen Landtag 

Vom 22. Juli 1992 

Die Geschäftsordnung für den Bayerischen 
Landtag wird wie folgt geändert : 

1. § 6 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

,, (3) lDie Fraktionen regeln ihre Angelegen­
heiten einschließlich der Wirtschaftsführung 
durch Satzungen, die den Grundsätzen dieser 
Geschäftsordnung, des Fraktionsgesetzes und 
der Verfassung nicht widersprechen dürfen. 2Die 
Satzungen haben auch Bestimmungen für den 

. Fall der Auflösung zu enthalten.". 

2. § 27 Abs. 3 wird gestrichen. 

3. § 29 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

,,(3) Jeder Abgeordnete ist befugt, bei nichtöf-
fentlichen Sitzungen anwesend zu sein. " . .. 

4. § 31 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

,, 3 Die Einsichtnahme in Niederschriften nich töf­
fentlicher Sitzungen mit Ausnahme der Nieder­
schriften des ehemaligen Sicherheitsausschus­
ses ist jedem Abgeordneten gestattet." . 

5 a) § 63 Abs. 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

"lVerlangen eine Fraktion oder 20 Abgeord­
nete die sofortige Behandlung einer von den 
Antragstellern als dringlich bezeichneten An­
gelegenheit, die keine Gesetzesvorlage ent­
hält, so muß diese vom Präsidenten, sofern er 
die Dringlichkeit bejaht, in der Sitzung einer 
im Jahresplan vorgesehenen Vollversamm­
lung aufgerufen werden, wenn der Antrag 
nicht vor dem Donnerstag, welcher der Voll­
versammlung vorausgeht, sowie spätestens 
am Dienstag bis 17 .00 Uhr bei Sitzungsfolge 
Dienstag/Mittwoch und spätestens am Mitt­
woch bis 17.00 Uhr bei Sitzungsfolge Don­
nerstag/Freitag eingereicht wird." . 

b) § 63 Abs. 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

"l Wird ein von den Antragstellern als dring­
lieh bezeichneter Antrag außerhalb der Fri­
sten des Absatzes 3 eingereicht, so überweist 
ihn der Präsident nach Prüfung der Dringlich­
keit an die zuständigen Ausschüsse." . 

6. In § 75 Abs. 3 wird in Satz 6 die Zahl ,,3 " durch 
die Zahl ,, 4" ersetzt. 

7. Die § § 142 bis 144 erhalten folgende Fassung: 

,,§ 142 

Niederschrift über die Vollversammlung 

(1) Über die Verhandlungen in der Vollver­
sammlung des Landtags werden wortgetreue 
Niederschriften erstellt. 

(2) Die Niederschriften werden gedruckt. 

(3) Aufzeichnungen über die Verhandlungen 
des Landtags (z. B. Stenogramme, Tonbandauf­
nahmen) sind nach Weisung des Präsidiums eine 
angemessene Zeit aufzubewahren. 

§ 143 

Prüfung des Entwurfs der Niederschrift 
durch den Redner 

(1) lDer Redner erhält den Entwurf der Nie­
derschrift seiner Ausführungen unverzüglich 
nach Ausarbeitung zur Durchsicht und zu einer 
etwa erforderlichen Berichtigung. 2Sofern er 
nichts anderes wünscht , wird dieser Entwurf 
auf seinen Platz im Plenarsaal gelegt. 

(2) lDie Berichtigung muß sich auf sprach­
liche Fehler und Unebenheiten beschränken und 
darf den Sinn der AusfQ.hrungen nicht ändern. 
2 Soweit Hörfehler oder Ubertragungsfehler vor­
gekommen sind, dürfen sie berichtigt werden, 
auch wenn dadurch der Sinn der Niederschrift 
geändert wird. 3Der Redner bestätigt die Durch­
sicht am Ende des Entwurfs durch seine Unter­
schrift. 

(3) lAnträge auf Änderungen, die Absatz 2 
Satz 1 und 2 entgegenstehen können vom Präsi­
denten zurückgewiesen werden. 2Bei Wider­
spruch des Redners gegen ~ine solche Zurück­
weisung entscheidet der Altestenrat. 3Dieser 
kann alle Beweismittel heranziehen. 

(4) lDer durchgesehene Entwurf ist bis zu 
dem vom Ältestenrat festgelegten Termin dem 
Stenographischen Dienst zurückzugeben. 2Hält 
der Redner den Rückgabetermin nicht ein, wird 
die Niederschrift seiner Ausführungen als" vom 
Redner nicht autorisiert " gekennzeichnet. 

(5) Entwürfe von Niederschriften dürfen vor 
dem Rückgabetermin einem anderen als dem 
Präsidenten nur mit Zustimmung des Redners 
zur Einsicht überlassen werden. 

(6) lSpätere Berichtigungen erfolgen geson­
dert. 2Die Entscheidung über d}e Zulassung 
einer späteren Berichtigung trifft der Präsident, 
im Streitfall der Altestenrat. 

§ 144 

Zwischenrufe 

lSoweit Zwischenrufe sprachlich erkennbar 
sind, werden sie in die Niederschrift aufgenom­
men. 2Wenn der Zwischenrufer namentlich be­
zeichnet wird, wird ihm der Entwurf der Nieder­
schrift zur Prüfung gemäß § 143 zur Verfügung 
gestellt. 3Bestreitet der Abgeordnete, daß der 
Zwischenruf von ihm erfolgt ist, entscheidet der 
Präsident, ob der Name des Zwischenrufers ge­
löscht wird oder nicht. 4Im Fall der Nichtlö­
schung hat der Abgeordnete das Recht des Wider­
spruchs zum Ältestenrat nach § 143 Abs. 3.". 
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8. § 146 erhält folgende Fassung: 

,,§ 146 

Niederschrift über die Sitzungen 
der Ausschüsse 

Über die Verhandlungen in den Ausschüssen 
werden in dem vom Präsidium festgelegten Um­
fang zusammenfassende Niederschriften er­
stellt." . 

München, den 22. Juli 1992 

Der Präsident des Bayerischen Landtags 

Dr. Vorndran 

7902-26-E 

Bekanntmachung 
über die Aufstellung 

des Waldfunktionsplans 
für den Regierungsbezirk Oberfranken 

Teilabschnitt Oberfranken-West 

Vom 28. Juli 1992 

1. 

Auf Grund von Art. 6 Satz 1 des Waldgesetzes für 
Bayern - BayWaldG - (BayRS 7902-1-E) und 
Art. 15 sowie Art. 16 des Bayerischen Landespla­
nungsgesetzes - BayLPIG - (BayRS 230-1-U) hat 
die Oberforstdirektion Bayreuth im Einvernehmen 
mit der Regierung von Oberfranken den Waldfunk­
tionsplan für den Regierungsbezirk Oberfranken, 
Teilabschnitt Oberfranken-West, als fachlichen 
Plan gemäß Art. 15 BayLPIG aufgestellt. 

lI. 

Der fachliche Geltungsbereich des Plans bezieht 
sich auf die Erhaltung des Waldes und dessen nach­
haltige, funktionsgerechte Behandlung. Der Plan 
trifft Aussagen über 

- Erhaltung und Vermehrung der Waldfläche, 

- Sicherung und Verbesserung der Nutzfunktionen 
des Waldes, 

- Sicherung und Verbesserung der Schutzfunktio­
nen des Waldes, 

- Sicherung und Verbesserung der Erholungsfunk­
tion des Waldes, 

- Sicherung und Verbesserung der Sonderfunktio­
nen des Waldes, 

- Schutz der freilebenden Tierwelt einschließlich 
Wildstandsregulierung und Jagd. 

Der räumliche Geltungsbereich des Teilabschnitts 
Oberfranken-West umfaßt die Region Oberfran­
ken-West (4) gemäß Verordnung über das Landes­
entwicklungsprogramm Bayern vom 3. Mai 1984 
(GVBl S.121, ber. S. 337, BayRS 230-1-5-U), An­
lage zu § 1, Teil A II 7 Anhang 5). 

IlI. 

Der Teilabschnitt des Waldfunktionsplans ist bei 
den Landratsämtern Bamberg, Coburg, Forch­
heim, Kronach und Lichtenfels sowie den kreis­
freien Städten Bamberg und Coburg zur Einsicht­
nahme ab 1. Oktober 1992 ausgelegt. Die Auslege­
zeiten richten sich nach den jeweils festgelegten 
zeiten für den Parteiverkehr. 

IV. 
Die Ziele des Waldfunktionsplans sind gemäß § 5 

Abs.4 in Verbindung mit § 4 Abs. 5 des Raumord­
nungsgesetzes von den Behörden des Bundes und 
der Länder, den Gemeinden und Gemeindeverbän­
den, den öffentlichen Planungsträgern sowie im 
Rahmen der ihnen obliegenden Aufgaben von den 
bundesunmittelbaren und den der Aufsicht des 
Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten 
und Stiftungen des öffentlichen Rechts bei Planun­
gen und allen sonstigen Maßnahmen, durch die 
Grund und Boden in Anspruch genommen oder die 
räumliche Entwicklung eines Gebiets beeinflußt 
wird, zu beachten. 

v. 
Der Teilabschnitt Oberfranken-West des Wald­

funktionsplans tritt am 1. Oktober 1992 in Kraft. 

München, den 28. Juli 1992 

Bayerisches Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Hans Ma urer, Staatsminister 
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